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Teilrevision von VAG und AVO in Kürze 

Das Schweizerische Versicherungsaufsichtsgesetz regelt seit 2006 die 

Aufsicht des Bundes über die Versicherungsunternehmen und 

Versicherungsvermittler. Bisher wurden nur punktuelle Anpassungen 

vorgenommen. Nun wird das Gesetz in ausgewählten Themen an die 

veränderten Gegebenheiten und an die Entwicklungen in den letzten 

Jahren angepasst. Die Teilrevision umfasst im Wesentlichen ein 

kundenbasiertes Regulierungs- und Aufsichtskonzept, überarbeitete 

Solvenzbestimmungen, ein modernisiertes Vermittlerrecht und ein 

eigenständiges Sanierungsrecht. Die Teilrevision wird frühestens Mitte 

2023 in Kraft treten. Dieser Beitrag soll einen Überblick der 

bevorstehenden Änderungen geben.   
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VAG-Teilrevision 

  

Das Parlament hat am 18. März 2022 die Teil-

revision des Versicherungsaufsichtsgesetzes 

(«nVAG») verabschiedet. Am 17. Mai 2022 ist 

die entsprechende Teilrevision der Aufsichtsver-

ordnung («E-AVO») in die Vernehmlassung ge-

geben worden. Die Vernehmlassungsfrist dau-

ert bis am 7. September 2022. Damit ist bei der 

nachfolgenden Besprechung der Teilrevision zu 

beachten, dass nur die neuen Gesetzesbestim-

mungen definitiv sind, die neuen Verordnungs-

bestimmungen sich aber noch (leicht) ändern 

können.  

Bei den nachfolgenden Ausführungen werden 

neben dem Wortlaut von Versicherungsauf-

sichtsgesetz und Aufsichtsverordnung zusätz-

lich auch die Botschaft zur Änderung des Versi-

cherungsaufsichtsgesetzes vom 21. Oktober 

2020, BBl 2020 8967 ff. («Botschaft») sowie der 

erläuternde Bericht zur Eröffnung des Vernehm-

lassungsverfahrens zur Änderung der Aufsichts-

verordnung vom 17. Mai 2022 («Erläuterungs-

bericht») berücksichtigt.  

Die Teilrevision umfasst folgende Schwerpunkt-

themen (Erläuterungsbericht, S. 3):  

• Kundenschutzbasiertes Regulierungs- und 

Aufsichtskonzept: Versicherungsunterneh-

men («VU») können von Aufsichtserleichte-

rungen profitieren, wenn sie gewisse quanti-

tative und qualitative Mindestanforderungen 

erfüllen oder wenn sie ausschliesslich profes-

sionelle Kunden betreuen. Zudem können 

VU unter Berücksichtigung der Risiken und 

unter Wahrung des Versichertenschutzes 

ganz oder teilweise von der Aufsicht befreit 

werden.  

• Solvenzbestimmungen: Die Solvenzbestim-

mungen erhalten eine überarbeitete Rege-

lung im Gesetz. Einige Bestimmungen wer-

den aus tieferer Regulierungsstufe übernom-

men.  

• Versicherungsvermittlung: Das Vermittler-

recht wird in Anlehnung an das FIDLEG mo-

dernisiert.  

• Sanierungsrecht: Es wird der FINMA mit dem 

neuen Sanierungsrecht ermöglicht, ein in 

Schwierigkeiten geratenes VU im Interesse 

der Versicherten zu sanieren. Es soll nicht 

gleich der Konkurs angeordnet werden müs-

sen. 
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Konzept der abgestuften Aufsicht  

  

Es wird ein Gesamtkonzept einer verhältnis-

mässigen und abgestuften Aufsicht eingeführt, 

insbesondere um die Innovation im Versiche-

rungsbereich zu ermöglichen (Erläuterungsbe-

richt, S. 6). Die Regulierung soll sich stärker als 

heute am Schutzbedürfnis der Versicherungs-

nehmer («VN») ausrichten, was in der revidier-

ten Zweckbestimmung mit dem Zusatz «nach 

Massgabe ihrer Schutzbedürftigkeit» zum Aus-

druck gebracht wird (Botschaft, S., 8982). Art. 

1 Abs. 2 nVAG lautet neu wie folgt: 

Das Versicherungsaufsichtsgesetz «be-

zweckt insbesondere den Schutz der Versi-

cherten nach Massgabe ihrer Schutzbedürf-

tigkeit vor den Insolvenzrisiken der Versi-

cherungsunternehmen und vor Missbräu-

chen.»   

Die FINMA berücksichtigt bei einer risikoorien-

tierten Aufsicht insbesondere (a) die Schutzbe-

dürftigkeit der Versicherten; (b) die Risiken, de-

nen die VU ausgesetzt sind; und (c) die Grösse 

sowie Geschäfts- und Organisationskomplexität 

der VU (Art. 1b Abs. 1 E-AVO). 

Die VU werden von der FINMA grundsätzlich an-

hand der Bilanzsummen gemäss der statutari-

schen Bilanz in Kategorien 1 – 5 eingeteilt (Art. 

1b Abs. 2 E-AVO und Anhang 2 zu E-AVO). Die 

fünf Kategorien betreffend folgende Bilanzsum-

men in Mrd. CHF: Kategorie 1: > 250, Kategorie 

2: > 50, Kategorie 3: > 1, Kategorie 4: > 0.1, 

Kategorie 5: </= 0.1. 

Ausnahmen von der Aufsicht 

  

In folgenden Fällen wird (aus Risikoüberlegun-

gen) auf eine Versicherungsaufsicht verzichtet:  

• Ausländische Export-VU: Ausländische 

staatliche oder staatlich garantierte Exportri-

siko-VU werden neu von der Versicherungs-

aufsicht ausgenommen (Art. 2 Abs. 2 lit. b 

bis nVAG). 

• Vereine etc.: Von der Versicherungsaufsicht 

ausgenommen werden neu Vereine, Ver-

bände, Genossenschaften und Stiftungen, 

die mit ihren Mitgliedern, Genossenschaft-

lern oder Destinatären Verträge über Ge-

schäfte mit Sicherungscharakter abschlies-

sen, insbesondere über Bürgschaften oder 

Garantien, sofern (1) ihr örtlicher Tätigkeits-

bereich sich auf das Hoheitsgebiet der 

Schweiz beschränkt, und (2) der erwirt-

schaftete Gewinn den jeweiligen 

 

Vertragspartnern zugewiesen wird (Art. 2 

Abs. 2 lit. e nVAG). 

• Ausländische Rück-VU: Niederlassungen von 

ausländischen Rück-VU sind gegenwärtig 

nicht unterstellt. Hingegen können sie vom 

Bundesrat unter Berücksichtigung anerkann-

ter internationaler Standards in Zukunft un-

terstellt werden. Untersteht das ausländi-

sche Rück-VU im Ausland einer angemesse-

nen Aufsicht, so kommt eine erleichterte 

Aufsicht über die Niederlassung in der 

Schweiz zur Anwendung (Art. 2 Abs. 5 lit. a 

nVAG).  

Es ist im Zusammenhang mit der Gesetzesun-

terstellung zu erwähnen, dass der Verordnungs-

entwurf eine neue Regelung betreffend Unter-

stellung von ausländischen VU enthält, die von 

der Schweiz aus das Auslandgeschäft (Kunden 

mit Wohnsitz im Ausland) betreiben. Dabei wird 

festgehalten, dass dieselbe Aufsicht wie beim 

Inlandgeschäft gilt (Art. 20 Abs. 1bis und 1ter 

E-AVO).  

Erleichterungen für kleine Unter-

nehmen 

  

Das Konzept der verhältnismässigen und abge-

stuften Aufsicht wird im Verordnungsentwurf 

insbesondere durch Erleichterungen für kleine 

VU/Rück-VU, Erleichterungen bei Neubewilli-

gungen und die Befreiung von «Start-ups» um-

gesetzt. 

Erleichterungen für kleine VU/Rück-VU 

Die FINMA gewährt Erst-VU der Kategorie 4 und 

5 neu Erleichterungen namentlich bei Art, Um-

fang und Frequenz der Berichterstattung, wenn 

die Voraussetzungen gemäss Art. 1c E-AVO er-

füllt sind (Art. 1c E-AVO).  

Kleinen VU soll es künftig ermöglicht werden, 

von Erleichterungen namentlich bei ausgewähl-

ten Berichterstattungspflichten zu profitieren, 

wenn stabile Kennzahlen nachgewiesen wer-

den, eine solide Planung vorliegt und eine vo-

rausschauende und einwandfreie Geschäftsfüh-

rung vorliegt. Die Bestimmung basiert auf den 

Gewährsartikeln des VAG. Davon ausgenom-

men sind Zweigniederlassungen von im Ausland 

domizilierten VU und VU, bei denen die FINMA 

keine volle prudentielle Aufsicht ausübt (umhül-

lende Krankenkassen) (Erläuterungsbericht,  

S. 7). 

Die FINMA gewährt Rück-VU der Kategorie 4 

und 5 die auf kleine VU anwendbaren Erleichte-

rungen, wenn die Voraussetzungen nach Art. 1d 

E-AVO) erfüllt sind (Art. 35 Abs. 4 nVAG; Art. 
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1d E-AVO). Entsprechende Erleichterungen 

rechtfertigen sich auch bei Rück-VU mit gerin-

ger Grösse und Komplexität. 

Erleichterungen bei Neubewilligungen 

Die FINMA kann Unternehmen der Kategorie 5 

neu für einen Zeitraum von maximal drei Jahren 

nach Erteilung der Bewilligung des Versiche-

rungsbetriebs zusätzliche Erleichterungen ge-

währen, namentlich beim Grad der Erfüllung der 

Solvenzanforderungen und den organisatori-

schen Anforderungen (Art. 1e E-AVO).  

Insbesondere im Sinne der Innovationsförde-

rung soll es neu bewilligten kleinen VU, welche 

aber die Bedingungen für eine unbeaufsichtigte 

Tätigkeit nicht erfüllen, innert einer auf drei 

Jahre beschränkten Frist ermöglicht werden, 

mit einigen wenigen strengen aufsichtsrechtli-

chen Vorgaben tätig zu werden. Auf diese Weise 

wird vor allem VU, die zunächst den Markt für 

ein neues Produkt testen wollen, einen dem 

Wachstum angemessenen Einstieg in eine be-

aufsichtigte Tätigkeit ermöglicht (Erläuterungs-

bericht, S. 8). 

Befreiung von Start-ups 

Unternehmen, welche Versicherungsprodukte 

entwickeln und direkt vertreiben, sind neu von 

der Aufsicht befreit, wenn sie die in Art. 1f E-

AVO genannten Voraussetzungen erfüllen (Art. 

1f E-AVO). Überschreitet das befreite Unterneh-

men die betreffenden Grenzwerte (maximal 

5000 Policen mit einem gesamten Prämienvolu-

men von maximal CHF 5 Mio.), so darf es den 

Geschäftsbetrieb während höchstens einem 

Jahr nach Datum der Grenzwertüberschreitung 

fortführen. Für eine längerfristige Fortführung 

des Geschäftsbetriebs benötigt es innerhalb die-

ses Jahres eine Bewilligung der FINMA (Art. 1g 

Abs. 1 und 2 E-AVO).   

Die Befreiung von der Aufsicht richtet sich an 

Unternehmen, die sich im Geschäftsaufbau be-

finden und vorderhand nur über ein sehr gerin-

ges Geschäftsvolumen verfügen (Erläuterungs-

bericht, S. 8). 

Erleichterungen bei professionellen 

VN 

  

Art der Erleichterungen 

Es soll künftig Erstversicherern möglich sein, 

von einer tieferen Regulierungs- und Aufsichts-

intensität zu profitieren, wenn sie ausschliess-

lich Verträge mit professionellen VN abschlies-

sen (Wholesale-Geschäft). Entscheidend ist da-

bei die Schutzbedürftigkeit der VN der jeweili-

gen VU.  

Nach Art. 30a nVAG werden VU, die ausschliess-

lich die Versicherung professioneller VN betrei-

ben, auf Antrag durch die FINMA von der Ein-

haltung folgender Anforderungen nach Gesetz 

befreit:  

• Organisationsfonds (Art. 10); 

• gebundenes Vermögen (Art. 17-20); De-

ckung von Forderungen der Versicherten aus 

dem Erlös des gebundenen Vermögens beim 

Versicherungskonkurs (Art. 54a bis); 

• Ungleichbehandlung von VN im Sanierungs-

fall, d.h. unterschiedliche Anpassung von 

Versicherungsverträgen verschiedener Kate-

gorien (Art. 52e Abs. 2). 

Als professionelle VN gelten folgende Unterneh-

men nach Art. 98a Abs. 2 lit. b-g des Versiche-

rungsvertragsgesetzes («VVG»):  

• Finanzintermediäre nach dem Bankengesetz 

und dem Kollektivanlagegesetz (lit. b);  

• Versicherungsunternehmen («VU») (lit. c);  

• ausländische VN, die einer gleichwertigen 

prudenziellen Aufsicht unterstehen (lit. d);  

• öffentlich-rechtliche Körperschaften mit pro-

fessionellem Risikomanagement (lit. e); 

• Unternehmen mit professionellem Risikoma-

nagement (lit. f); 

• Unternehmen, die zwei der drei folgenden 

Grössen überschreiten: Bilanzsumme: CHF 

20 Mio.; Nettoumsatz: CHF 40 Mio.; Eigen-

kapital: CHF 2 Mio. (lit. g). 

Ein professionelles Risikomanagement nach lit. 

e und f liegt vor, wenn intern und extern auf 

Dauer eine fachlich ausgewiesene, im Finanzbe-

reich erfahrene Person mit der Erfassung, Mes-

sung, Bewertung von aus dem Versicherungs-

verhältnis fliessenden Risiken (insbesondere 

von Gegenparteirisiken) betraut ist (Art. 111c 

E-AVO).  

Bei VU, die sowohl die Versicherung mit profes-

sionellen VN als auch die Versicherung mit nicht 

professionellen VN betreiben, gelten die Erleich-

terungen nur für das Geschäft mit professionel-

len VN (Art. 30a Abs. 3 nVAG). Für das übrige 

Geschäft sind die strengeren Vorschriften rele-

vant.  

Keine Erleichterungen sind möglich, wenn aus 

dem Geschäft mit professionellen VN Ansprüche 

aus Pflichtversicherungen zugunsten nicht pro-

fessioneller VN resultieren könnten (z.B. An-

sprüche aus Kollektivverträgen, Ansprüche bei 

Haftpflichtversicherungen). Des Weiteren ist bei 

der Versicherung von Risiken der beruflichen 
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Vorsorge in jedem Fall ein gebundenes Vermö-

gen zu stellen (Art. 30a Abs. 4 nVAG).   

Abklärungs- und Dokumentationspflicht 

Will ein VU professionelle VN versichern und die 

Erleichterungen nach Art. 30b nVAG in An-

spruch nehmen, so hat es den Status von pro-

fessionellen VN jeweils vor einem erstmaligen 

Vertragsabschluss abzuklären und zu dokumen-

tieren (Art. 30b nVAG). Auf diese Weise kann 

die FINMA die Abgrenzung zwischen professio-

nellen und nicht professionellen Kunden über-

prüfen.  

Informationspflicht 

Das VU, das professionelle VN versichert, infor-

miert diese darüber, dass sie als professionelle 

VN gelten. Es informiert die VN zudem über die 

entsprechenden Rechtsfolgen (namentlich feh-

lende Sicherstellung ihrer Ansprüche durch ein 

gebundenes Vermögen). Die Informationen sind 

den professionellen VN so zu überlassen, dass 

diese sie kennen können, wenn sie den Versi-

cherungsvertrag abschliessen (Art. 30c nVAG). 

Bei Verletzung der Informationspflicht besteht 

seitens des VN ein Kündigungsrecht (Art. 3a 

VVG sinngemäss).  

Erleichterungen für Captives 

  

Begriff der Captive 

Eine Capitive wird im Gesetz neu wie folgt defi-

niert: Als Captive gilt ein VU, das (a) zu einem 

Unternehmen, einer Gruppe von Unternehmen 

oder einem Konglomerat gehört, das oder die 

im Übrigen nicht im Versicherungsgeschäft tätig 

ist; und (b) Risiken dieses Unternehmens, die-

ser Gruppe oder dieses Konglomerats versichert 

oder rückversichert (Art. 30d Abs. 2 nVAG).  

Art der Erleichterungen 

Es soll künftig VU möglich sein, von einer tiefe-

ren Regulierungs- und Aufsichtsintensität zu 

profitieren, falls sie ausschliesslich die konzern-

interne Direkt- bzw. Rückversicherung betrei-

ben.  

Nach Art. 30d Abs. 1 nVAG sind auf Direkt- und 

Rückversicherungscaptives folgende Anforde-

rungen nach Gesetz nicht anwendbar:  

• Organisationsfonds (Art. 10; Art. 15 Abs. 1 

lit. d); 

• Beitritt zum Nationalen Versicherungsbüro 

und zum Nationalen Garantiefonds (Art. 13);  

• gebundenes Vermögen (Art. 17-20); De-

ckung von Forderungen der Versicherten aus 

dem Erlös des gebundenen Vermögens beim 

Versicherungskonkurs (Art. 54a bis); 

• besondere Bestimmungen für Rechtsschutz-

versicherung, Elementarschadenversiche-

rung und Motorfahrzeug-Haftpflichtversiche-

rung (Art. 32-34); 

• besondere Bestimmungen für Lebensversi-

cherung und Geschäft der beruflichen Vor-

sorge (Art. 36-39); 

• Ungleichbehandlung von VN im Sanierungs-

fall, d.h. unterschiedliche Anpassung von 

Versicherungsverträgen verschiedener Kate-

gorien (Art. 52e Abs. 2); 

• zusätzliche sichernde Massnahmen für aus-

ländische VU (Art. 57-59); 

• Portfolio-Transfer (Art. 62). 

Wenn eine Capitve neben der konzerninternen 

Direkt- oder Rückversicherung zusätzlich ein 

Drittgeschäft betreibt, gelten die Erleichterun-

gen nur für die konzerninterne Direkt- oder 

Rückversicherung (Art. 30d Abs. 3 nVAG). Für 

das Drittgeschäft muss die Captive alle Voraus-

setzungen erfüllen wie jeder andere Direkt- 

oder Rückversicherer auch.  

Keine Erleichterungen sind möglich, wenn aus 

dem Geschäft der konzerninternen Direkt- oder 

Rückversicherung Ansprüche aus Pflichtversi-

cherungen zugunsten nicht professioneller VN 

resultieren könnten (Art. 30d Abs. 4 nVAG).   

Erleichterungen für Rückversicherer 

  

Nach Art. 35 nVAG sind auf VU, die ausschliess-

lich die Rückversicherung betreiben, folgende 

Anforderungen nach Gesetz (wie bei den Direkt- 

und Rückversicherungscaptives) nicht anwend-

bar:  

• Organisationsfonds (Art. 10); 

• Beitritt zum Nationalen Versicherungsbüro 

und zum Nationalen Garantiefonds (Art. 13);  

• gebundenes Vermögen (Art. 17-20); De-

ckung von Forderungen der Versicherten aus 

dem Erlös des gebundenen Vermögens beim 

Versicherungskonkurs (Art. 54a bis); 

• besondere Bestimmungen für Rechtsschutz-

versicherung, Elementarschadenversiche-

rung und Motorfahrzeug-Haftpflichtversiche-

rung (Art. 32-34); 

• besondere Bestimmungen für Lebensversi-

cherung und Geschäft der beruflichen Vor-

sorge (Art. 36-39); 
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• Ungleichbehandlung von VN im Sanierungs-

fall, d.h. unterschiedliche Anpassung von 

Versicherungsverträgen verschiedener Kate-

gorien (Art. 52e Abs. 2); 

• zusätzliche sichernde Massnahmen für aus-

ländische VU (Art. 57-59); 

• Portfolio-Transfer (Art. 62). 

Wenn ein VU sowohl die Direkt- als auch die 

Rückversicherung betreibt, gelten diese Erleich-

terungen nur auf das von ihm betriebene Rück-

versicherungsgeschäft (Art. 35 Abs. 2 nVAG). 

Namentlich müssen gemischte VU den Teil der 

Rückversicherung weiterhin nicht mit einem ge-

bundenen Vermögen sicherstellen (Botschaft, 

S. 9003).  

Die übrigen Bestimmungen des VAG finden 

sinngemäss Anwendung. Die FINMA konkreti-

siert die Anforderungen bezüglich Organisation, 

Geschäftsplan, Unternehmensführung und Aus-

lagerung differenziert in ihren Ausführungsbe-

stimmungen. Dabei berücksichtigt sie die gerin-

gere Schutzbedürftigkeit und die Besonderhei-

ten des Geschäftsmodells bei der Rückversiche-

rung (Art. 35 Abs. 3 nVAG), insbesondere deren 

Internationalität und den erhöhten Bedarf an 

Diversifizierung (Art. 181a E-AVO).  

Pflichten im Fall von Erleichterun-

gen 

  

Unternehmen und Personen, die ganz oder teil-

weise von der Aufsicht ausgenommen sind, ha-

ben verschiedene Pflichten. Sie müssen eine 

Geschäftsplanänderung beantragen. Den beste-

henden VN muss die Möglichkeit eingeräumt 

werden, den Vertrag aufzulösen. Die neuen VN 

müssen vor Vertragsabschluss auf die Aus-

nahme von der Aufsicht hingewiesen werden.   

Geschäftsplanänderung 

Der Geschäftsplan muss bei VU mit professio-

nellen VN sowie bei Captives pro Versicherungs-

zweig angeben, ob ein Geschäft abgeschlossen 

werden soll: (1) mit professionellen VN; (2) im 

Rahmen einer konzerninternen Direkt- oder 

Rückversicherung; oder (3) mit nicht professio-

nellen VN (Art. 4 Abs. 2 lit. k nVAG). Mischfor-

men sind dabei jeweils zulässig; sie müssen 

aber klar ausgewiesen werden (Botschaft, 

8987).  

Übergangsregelung: Wenn VU die betreffenden 

Erleichterungen in der Aufsicht in Anspruch 

nehmen wollen, müssen sie gegenüber der 

FINMA innert sechs Monaten nach Inkrafttreten 

der Gesetzesänderung erklären, welche der Ge-

schäfte nach Art. 4 Abs. 2 lit. k nVAG sie ab-

schliessen möchten (Art. 90a Abs. 1 nVAG).  

Ausstiegsmöglichkeit von bestehenden 

VN 

Wenn ein beaufsichtigtes VU die Ausnahmebe-

dingungen erfüllt, ist es nicht mehr der Aufsicht 

unterstellt (vgl. Botschaft, S. 8987). Die Über-

führung in den bewilligungsfreien Zustand setzt 

hingegen voraus, dass die VN die Möglichkeit 

erhalten, den Versicherungsvertrag vorgängig 

aufzulösen (vgl. Botschaft, S. 8987).  

Es gilt dementsprechend folgende neue Rege-

lung: Ein beaufsichtigtes VU, das die Vorausset-

zungen für eine Ausnahme von der Aufsicht er-

füllt, darf erst aus der Aufsicht entlassen wer-

den, wenn es allen VN das Recht eingeräumt 

hat, den Vertrag aufzulösen. Prämien, die für 

die Laufzeit nach der Auflösung bereits bezahlt 

wurden, müssen vollumfänglich zurückerstattet 

werden (Art. 2c Abs. 3 nVAG).    

Information vor Vertragsabschluss 

Ältere Versicherungsgenossenschaften nach 

Art. 2 Abs. 2 lit. d VAG sowie kleine VU/Rück-

VU mit Erleichterungen und befreite Start-ups 

nach Art. 2 Abs. 5 lit. b nVAG weisen die VN vor 

Eingehen eines Versicherungsvertrags auf die 

für sie geltende Ausnahme von der Aufsicht hin 

(Art. 2c Abs. 1 nVAG). 

Des Weiteren weisen Vereine, Verbände, Ge-

nossenschaften und Stiftungen nach Art. 2 Abs. 

2 lit. e nVAG ihre Mitglieder, Genossenschafter 

sowie ihre Destinatäre vor Abschluss eines Ver-

trags über Geschäfte mit Sicherungscharakter 

auf die für sie geltende Ausnahme von der Auf-

sicht hin (Art. 2c Abs. 2 nVAG). 

Bei Verletzung dieser Informationspflichten 

droht eine Busse (Übertretung nach Art. 86 Abs. 

1 lit. a nVAG).  

Versicherungszweckgesellschaften 

  

Die Versicherungszweckgesellschaften werden 

im Versicherungsaufsichtsrecht neu geregelt. 

Es soll auf diese Weise ermöglicht werden, 

dass sich solche Gesellschaften auch in der 

Schweiz ansiedeln können (Erläuterungsbe-

richt, S. 5).  
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Begriff der Versicherungszweckgesell-

schaft 

Ein Unternehmen gilt als Versicherungszweck-

gesellschaft, wenn es (a) kein VU ist; (b) Risi-

ken von VU übernimmt; und (c) die Risiken voll-

ständig über die Ausgabe von Finanzinstrumen-

ten absichert, bei denen die Rück- oder Auszah-

lungsansprüche der Inhaber oder Gläubiger sol-

cher Finanzinstrumente den Risikoübernahme-

verpflichtungen der Versicherungszweckgesell-

schaft nachgeordnet sind (Art. 30e nVAG). 

Während Direkt-VU Risiken von Nicht-VU direkt 

decken können, übernehmen Versicherungs-

zweckgesellschaften (ähnlich wie Rück-VU) nur 

Risiken von VU über sogenannte Risikotransfer-

verträge. Das übernommene Risiko sichern sie 

in der Folge durch Ausgabe von Finanzinstru-

menten (z.B. Katastrophenanleihen (cat 

bonds)) ab, bei denen die Aus- oder Rückzah-

lungsansprüche der Kapitalgeber gegenüber 

den Risikoübernahmeverpflichtungen der Versi-

cherungszweckgesellschaft nachgehen. Damit 

werden bei einer wirtschaftlichen Betrachtungs-

weise Risiken an den Finanzmarkt transferiert 

(Erläuterungsbericht, S. 47). 

Anwendbarkeit der Bestimmungen über 

VU 

Aufgrund der mit VU nicht vergleichbaren Tätig-

keit der Versicherungszweckgesellschaften be-

misst sich die Anwendbarkeit der Bestimmun-

gen nach dem Zweck des VAG an den mit der 

Tätigkeit von Versicherungszweckgesellschaf-

ten verbundenen Insolvenzrisiken der VU und 

möglichen Missbräuchen (Erläuterungsbericht, 

S. 48).  

Dementsprechend finden die Bestimmungen 

von Gesetz und Verordnung auf Versicherungs-

zweckgesellschaften nur (aber immerhin) sinn-

gemäss Anwendung (Art. 30e Abs. 2 nVAG und 

Art. 111d Abs. 2 E-AVO). Verschiedene Geset-

zes- und Verordnungsbestimmungen sind (ähn-

lich wie bei der Rückversicherung, vgl. Art. 35 

VAG) zum Vornherein unbeachtlich (siehe Art. 

111d E-AVO). 

Unterstellung und Bewilligung 

Versicherungszweckgesellschaften mit Sitz in 

der Schweiz werden der Versicherungsaufsicht 

unterstellt (Art. 2 Abs. 1 lit. e nVAG). 

Die FINMA bewilligt eine Versicherungszweck-

gesellschaft, wenn diese die Voraussetzungen 

nach Gesetz und Verordnung erfüllt (Art. 111f 

Abs. 1 E-AVO).  

Das Gesetz nennt beispielhaft mehrere Anforde-

rungen an Versicherungszweckgesellschaften. 

Sie müssen insbesondere (Art. 30e Abs. 2 und 

3 nVAG): 

(a) ihren Geschäftskreis genau umschreiben 

und eine Verwaltungsorganisation vorse-

hen, die ihrer Geschäftstätigkeit ent-

spricht; 

(b) über ein angemessen ausgestattetes Risi-

komanagement und eine wirksame interne 

Kontrolle verfügen, die u.a. die Einhaltung 

der rechtlichen und unternehmensinternen 

Vorschriften gewährleistet (Compliance);  

(c) über angemessene finanzielle Mittel verfü-

gen; 

(d) sicherstellen, dass die mit der Verwaltung 

und Geschäftsführung betrauten Personen 

einen guten Ruf geniessen und Gewähr für 

eine einwandfreie Geschäftstätigkeit bie-

ten.  

Der Verordnungsentwurf enthält verschiedene 

Bestimmungen zu Bewilligungsgrundsätzen, 

Bewilligungsverfahren und Bewilligungsvoraus-

setzungen (Art. 111f-l E-AVO).  

Risikogruppen 

Das Gesamtvermögen einer Versicherungs-

zweckgesellschaft umfasst das Gesellschafts-

vermögen und das Risikovermögen. Das Risiko-

vermögen bildet eine Risikogruppe oder gliedert 

sich in mehrere Risikogruppen (Art. 30f Abs. 1 

nVAG).  

Jede Risikogruppe ist rechnerisch selbstständig 

geführt, wirtschaftlich unabhängig und stellt ein 

rechtlich verselbstständigtes Teilvermögen dar. 

Eine Risikogruppe bezieht sich auf ein spezifi-

sches Risiko, das die Versicherungszweckgesell-

schaft von VU übernimmt und vollständig über 

die Emission von entsprechenden Finanzinstru-

menten absichert (Art. 30f Abs. 1 nVAG).  

Die Haftung der Versicherungszweckgesell-

schaft für Verbindlichkeiten einer Risikogruppe 

ist auf das Teilvermögen dieser Risikogruppe 

beschränkt. Jede Risikogruppe haftet nur für ei-

gene Verbindlichkeiten (Art. 30f Abs. 2 nVAG). 

Der Verordnungsentwurf enthält detaillierte 

Bestimmungen zu den Risikogruppen betreffend 

«Errichtung», «Teilvermögen», «Finanzinstru-

mente», «Anlegerversammlung», «Anlage des 

Vermögens», «Kostenbeteiligung», «Auskunft», 

«Buchführung und Rechnungslegung» sowie 

«Aufhebung» (Art. 111m ff. E-AVO).  
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Nicht-Versicherungsgeschäfte 

  

Die zulässigen «Nicht-Versicherungsgeschäfte» 

werden neu umschrieben. Neben dem eigentli-

chen Versicherungsgeschäft dürfen VU versi-

cherungsnahe und mit Bewilligung der FINMA 

versicherungsfremde Geschäfte betreiben.  

Versicherungsnahe Geschäfte 

VU dürfen neben dem Versicherungsgeschäft 

Geschäfte betreiben, die mit dem Versiche-

rungsgeschäft in einem Zusammenhang stehen 

(Art. 11 Abs. 1 nVAG). Den VU soll im Rahmen 

von versicherungsnahen Geschäften mit leicht 

geändertem Gesetzeswortlaut (neu «Zusam-

menhang» statt «unmittelbarer Zusammen-

hang») etwas mehr Spielraum eingeräumt wer-

den, um neuen Kundenbedürfnissen zu entspre-

chen und Innovation zu ermöglichen (Erläute-

rungsbericht, S. 10).  

Geschäfte sind versicherungsnah, wenn (a) sie 

einen funktionalen Bezug zum Versicherungs-

geschäft haben; und (b) ihr Umfang eng be-

grenzt ist (Art. 5b Abs. 1 E-AVO).  

Das VU, das solche Geschäfte betreibt, muss die 

Vorschriften nach den Art. 96-98a E-AVO (Risi-

komanagement) erfüllen; (b) das Geschäft im 

SST berücksichtigen; und (c) die mit dem Ge-

schäft verbundenen operationellen und rechtli-

chen Risiken laufend erfassen, begrenzen und 

überwachen (Art. 5b Abs. 2 E-AVO). Es muss 

bei der Berichterstattung nach Art. 25 VAG ge-

sondert über das versicherungsnahe Geschäft 

berichten (Art. 5b Abs. 3 E-AVO). 

Wenn die Anforderungen (funktionaler Bezug 

und begrenzter Umfang) nicht mehr erfüllt sind, 

ist die FINMA umgehend zu informieren und 

sind die Geschäfte in eine eigenständige juristi-

sche Einheit zu überführen. Vorbehalten bleibt 

die Bewilligung als versicherungsfremdes Ge-

schäft nach Art. 5c E-AVO (Art. 5b Abs. 4 E-

AVO) (siehe nachfolgend).  

Versicherungsfremde Geschäfte 

VU dürfen neben dem Versicherungsgeschäft 

mit Bewilligung der FINMA in beschränktem 

Umfang Dienstleistungen erbringen, die in kei-

nem Zusammenhang mit dem Versicherungs-

geschäft stehen (Art. 11 Abs. 1 lit. b nVAG).  

Die FINMA kann den Betrieb von versicherungs-

fremden Geschäften bewilligen, sofern (a) da-

mit die Interessen der Versicherten nicht ge-

fährdet werden; und (b) die VU die damit ver-

bundenen Risiken beherrschen; und (c) damit 

die Aufsicht der FINMA nicht unverhältnismässig 

erschwert wird. Vorbehalten bleiben abwei-

chende staatsvertragliche Bestimmungen (Art. 

5c E-AVO).    

Gewähr der qualifiziert Beteiligten 

  

Entsprechend den Regelungen in den übrigen 

Finanzmarktgesetzen werden neu auch qualifi-

ziert Beteiligte von VU in die Gewährsregelung 

nach VAG aufgenommen. Sie müssen ebenfalls 

einen guten Ruf geniessen und gewährleisten, 

dass sich ihr Einfluss nicht zum Schaden einer 

umsichtigen und soliden Geschäftstätigkeit aus-

wirkt (Art. 14 Abs. 3 nVAG).  

Dabei gelten diejenigen Personen als qualifiziert 

beteiligt, welche direkt oder indirekt an mindes-

tens 10 % des Kapitals oder der Stimmen am 

VU beteiligt sind oder dessen Geschäftstätigkeit 

auf andere Weise massgebend beeinflussen 

können (Art. 4 Abs. 2 lit. f VAG).  

Organisation, Interessenkonflikte 

  

Organisatorische Anforderungen 

Die Corporate-Governance ist in der Versiche-

rungsaufsicht nicht spezifisch auf Stufe Gesetz 

oder Verordnung geregelt, sondern ergibt sich 

aus den Anforderungen zur Unternehmensge-

währ (Art. 14 Abs. 1 nVAG). Sie wird im Rah-

men des FINMA-RS 2017/02 «Corporate Gover-

nance – Versicherer» in der Praxis ausgestaltet. 

Neu wird der wichtige Aspekt der Unterneh-

mensführung mit einer allgemeinen Norm zur 

Organisation auf Stufe AVO verankert (Erläute-

rungsbericht, S. 12).  

Gemäss Art. 14a E-AVO muss ein VU über eine 

der Tätigkeit angemessene und dokumentierte 

Organisation verfügen. Es muss für eine hinrei-

chende Unabhängigkeit der mit der Oberleitung, 

Aufsicht und Kontrolle betrauten Personen sor-

gen, namentlich dafür, dass lediglich eine Min-

derheit dieser Personen gleichzeitig in anderen 

Organen oder wichtigen Funktionen des VU tätig 

ist. Es muss angemessene Regeln und Prozesse 

zur Unternehmensführung und -kontrolle festle-

gen.   

Vermeidung von Interessenkonflikten 

Die Vermeidung von Interessenkonflikten ge-

hört zur Gewähr für eine einwandfreie Ge-

schäftsführung und wird nun im Gesetz aus-

drücklich verankert.   
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Nach Art. 14a Abs. 1 nVAG müssen VU ange-

messene organisatorische Massnahmen treffen, 

um Interessenkonflikte, die bei der Erbringung 

von Versicherungsdienstleistungen entstehen 

können, möglichst zu vermeiden. Im Verord-

nungsentwurf wird mittels beispielhaften Fall-

gruppen spezifiziert, wie VU sicherstellen, dass 

ihre Eigeninteressen und die Interessen ihrer 

Mitarbeitenden den Interessen der VN nicht ent-

gegenstehen und auch die Interessen der VN 

untereinander nicht in Konflikt geraten. Interes-

senkonflikte können nicht nur im direkten Ver-

hältnis mit dem VU entstehen, sondern auch mit 

gebundenen Versicherungsvermittlern und Kon-

zerngesellschaften (siehe Art. 14b E-AVO; Er-

läuterungsbericht, S. 12 f.). 

Kann eine Benachteiligung der VN nicht ausge-

schlossen werden, so ist dies den VN vor Ab-

schluss des Versicherungsvertrags offenzulegen 

(Art. 14a Abs. 2 nVAG). Im Verordnungsentwurf 

wird dementsprechend Folgendes festgehalten: 

Wenn trotz organisatorischer Vorkehrungen 

eine Benachteiligung der VN nicht oder nur mit 

unverhältnismässigem Aufwand verhindert wer-

den kann, muss das VU dies in angemessener 

Weise offenlegen (Art. 14c Abs. 1 E-AVO). Diese 

Regelung bezweckt, dass die VN in Kenntnis der 

wesentlichen Umstände in der Lage sind zu be-

urteilen, ob sie den Versicherungsvertrag trotz 

Interessenkonflikt abschliessen bzw. an diesem 

festhalten wollen (Erläuterungsbericht, S. 13). 

Solvabilität 

  

Solvabilitätsvorschriften 

Dem Bundesrat wird beim Festlegen der techni-

schen Prinzipien des SST neu eine grössere 

Rolle zugewiesen. Es geht dabei um das stufen-

gerechte Zuweisen der Solvenzbestimmungen 

in die AVO und die FINMA-Rundschreiben (oder 

FINMA-Verordnung) (Erläuterungsbericht, S. 

4). 

Neu soll auf den Begriff «Solvabilitätsspanne» 

verzichtet werden. Stattdessen wird verlangt, 

dass VU über eine ausreichende Solvabilität 

verfügen. Die Solvabilität gilt dann als ausrei-

chend, wenn das risikotragende Kapital mindes-

tens so gross ist wie das Zielkapital (Art. 9 

nVAG).  

Der SST bestimmt die Ausstattung mit Kapital 

(Solvabilität), die ein VU aufweisen muss, um 

die Versicherten zur Erfüllung ihrer garantierten 

Ansprüche aus Versicherungsverträgen in ei-

nem angemessenen Umfang (Schutzniveau) 

vor den Insolvenzrisiken des VU zu schützen 

(Art. 21 E-AVO). In Art. 22 E-AVO wird das er-

forderliche Schutzniveau des SST definiert.  

Bei der Bestimmung der Solvabilität wird zu-

sätzlich zur Erfüllung des Schutzniveaus des 

SST auf Antrag auch das situationsgerechte Ein-

gehen von Neugeschäft berücksichtigt (Art. 23 

E-AVO).   

Risikotragendes Kapital und Zielkapital 

Das risikotragende Kapital und das Zielkapital 

werden auf marktkonformer Basis ermittelt. 

Dies geschieht auf der Grundlage einer Gesamt-

bilanz, die sämtliche relevanten Positionen be-

rücksichtigt (Art. 9a Abs. 1 nVAG). Grundge-

danke der Marktwertbilanz ist eine marktwert-

nahe Bewertung aller Vermögensgegenstände 

und Verbindlichkeiten (Botschaft, S. 8988).  

Der marktkonforme Wert von Aktiven ist deren 

Marktwert, falls dieser nach Art. 26 Abs. 1 E-

AVO verlässlich ist. Wenn kein verlässlicher 

Marktwert besteht, wird der marktkonforme 

Wert aufgrund eines Modells (Bewertungsmo-

dell) bestimmt (Art. 24 ff. E-AVO). Der markt-

konforme Wert von Verbindlichkeiten entspricht 

dem finanziellen Aufwand des VU zu deren Er-

füllung (Art. 27, 29 Abs. 2 und 30 E-AVO). 

Das risikotragende Kapital umfasst die verlust-

absorbierenden Mittel (Art. 9a Abs. 2 nVAG). 

Der Verordnungsentwurf enthält präzisierende 

Ausführungen zum risikotragenden Kapital be-

treffend «Begriffe», «Erstellung der SST-Bi-

lanz» und «Anrechenbarkeit von risikoabsorbie-

renden Kapitalinstrumenten», die teilweise von 

den geltenden Regelungen abweichen (Art. 32 

ff. E-AVO).   

Für die Ermittlung des Zielkapitals werden die 

Risiken quantifiziert, denen das VU ausgesetzt 

ist. Dabei sind die Versicherungs-, Markt- und 

Kreditrisiken massgebend (Art. 9a Abs. 3 

nVAG). Der Verordnungsentwurf enthält zum 

Zielkapital präzisierende Ausführungen zu «Be-

griff und Berechnung» und «Expected Short-

fall», die teilweise von den geltenden Regelun-

gen abweichen (Art. 35 f. E-AVO).  

Risikoabsorbierende Kapitalinstrumente 

Risikoabsorbierende Kapitalinstrumente können 

nach Genehmigung durch die FINMA unter be-

stimmten Voraussetzungen entweder an das ri-

sikotragende Kapital angerechnet oder im Ziel-

kapital berücksichtigt werden (Art. 37 Abs. 1 E-

AVO). Der Verordnungsentwurf enthält Ausfüh-

rungen, die teilweise von den geltenden Rege-

lungen abweichen (Art. 37 f. E-AVO).  
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SST-Quotient und Ermittlung des SST 

Der SST-Quotient ist der Quotient aus dem risi-

kotragenden Kapital im Zähler und dem Zielka-

pital im Nenner (Art. 39 Abs. 1 E-AVO). Die Er-

mittlung des SST deckt alle Positionen der SST-

Bilanz nach Art. 9a Abs. 1 VAG und die sich da-

raus ergebenden Risiken ab (Art. 40 Abs. 1 E-

AVO). Der Verordnungsentwurf enthält spezifi-

sche Ausführungen zu «SST-Quotient», «Er-

mittlung des SST», «Annahmen bei der Ermitt-

lung», «Wesentlichkeit und Vereinfachungen» 

und «Szenarien», die teilweise von den gelten-

den Regelungen abweichen (Art. 41 ff. E-AVO).  

Modelle 

VU müssen ihre Solvabilität nach einem Stan-

dardmodell der FINMA bestimmen. Hingegen 

kann ein VU seine Solvabilität teilweise oder 

ganz nach einem eigenen Modell (internes Mo-

dell) bestimmen, wenn dieses von der FINMA 

genehmigt ist (Art. 44 E-AVO). Der Verord-

nungsentwurf enthält präzisierende Ausführun-

gen zu «Standardmodelle», «Internes Modell 

oder Anpassung eines Standardmodells» sowie 

«Wahl, Wechsel und Änderung des Modells», 

die mit wenigen formalen Anpassungen den bis-

herigen Bestimmungen entsprechen (Art. 44 ff. 

E-AVO).  

Häufigkeit von Ermittlung/Berichterstat-

tung 

Das risikotragende Kapital und das Zielkapital 

müssen grundsätzlich jährlich ermittelt werden 

(Art. 48 Abs. 1 E-AVO). VU müssen der FINMA 

grundsätzlich jährlich Daten und Informationen 

über die Ermittlung des risikotragenden Kapitals 

und des Zielkapitals einreichen (SST-Berichter-

stattung) (Art. 50 Abs. 1 E-AVO). Der Verord-

nungsentwurf enthält präzisierende Ausführun-

gen zu «Häufigkeit der Ermittlung», «Datener-

hebung», «SST-Berichterstattung» und 

«Stresstest», die teilweise von den geltenden 

Regelungen abweichen (Art. 48 ff. E-AVO). 

Massnahmen und Interventionen 

Nach Art. 9b Abs. 1 lit. c nVAG sind in der Auf-

sichtsverordnung die Schwellenwerte zu regeln, 

bei deren Unterschreiten die FINMA Massnah-

men nach Art. 51 VAG ergreifen kann. Entspre-

chend werden die Interventionsschwellen aus 

FINMA-RS 2017/3 Rz. 198-220 und die dazuge-

hörigen Massnahmen auf AVO-Stufe gehoben. 

Es ergeben sich gewisse Änderungen in den In-

terventionsschwellen, Fristen und Massnahmen. 

Das neue System ist im Vergleich zum bisheri-

gen System klarer, einfacher und besser auf die 

in der Praxis unterschiedlichen Situationen aus-

gerichtet (Art. 51 ff. E-AVO; Erläuterungsbe-

richt, S. 33).   

Internationale Versicherungskapitalstan-

dards 

Zur Erfüllung internationaler Kapitalstandards 

kann der Bundesrat ergänzend zu den Solvabi-

litätsvorschriften weitere Kapitalanforderungs-

systeme vorgeben. Das gilt namentlich für in-

ternational tätige Versicherungsgruppen und -

konglomerate (Art. 9c nVAG).  

Gebundenes Vermögen 

  

Bestände ausländischer Niederlassungen 

Gegenwärtig muss ein schweizerisches VU nach 

Art. 17 Abs. 2 VAG seine ausländischen Versi-

cherungsbestände durch ein gebundenes Ver-

mögen sicherstellen, sofern nicht im Ausland 

eine gleichwertige Sicherheit geleistet werden 

muss. Diese Regelung ist insofern unnötig, als 

die im Ausland wohnenden VN bereits durch das 

jeweilige lokale Schutzregime geschützt werden 

(Botschaft, S. 8994). Neu darf für Versiche-

rungsbestände ausländischer Niederlassungen 

von VU mit Sitz in der Schweiz kein gebundenes 

Vermögen mehr gebildet werden (Art. 17 Abs. 

2 nVAG).  

Von dieser Neuregelung nicht betroffen sind VU, 

welche ohne Niederlassung im Ausland grenz-

überschreitend Versicherungen anbieten, sofern 

dies die ausländische Rechtsordnung zulässt. 

Für die ausländischen VN war es vermutungs-

weise beim Vertragsabschluss wesentlich, dass 

eine zusätzliche Sicherheit durch das gebun-

dene Vermögen in der Schweiz besteht (Bot-

schaft, S. 8995).  

Übergangsregelung: Betroffene VU müssen in-

nert sechs Monaten nach Inkrafttreten der Ge-

setzesrevision das gebundene Vermögen für 

ausländische Versicherungsbestände auflösen 

und die entsprechenden Versicherten über den 

Wegfall des gebundenen Vermögens informie-

ren (Art. 90a Abs. 2 nVAG).  

Anlage und Bestellung 

Mit den revidierten Bestimmungen zum gebun-

denen Vermögen soll die Eigenverantwortung 

der VU gestärkt werden, u.a. auch durch einen 

Abbau an Regulierung auf Stufe FINMA (Erläu-

terungsbericht, S. 4). Unter dem geltenden 

Recht wird den VU detailliert vorgeschrieben, 

welche Vermögenswerte dem gebundenen Ver-

mögen zugewiesen werden können (Art. 20 
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VAG und Art. 70 ff. AVO). Neu soll auf ausführ-

liche Anlagevorschriften verzichtet werden. 

Stattdessen soll die Bestellung des gebundenen 

Vermögens ausgehend vom Grundsatz der un-

ternehmerischen Vorsicht geregelt werden. VU 

dürfen danach ihr gebundenes Vermögen nur in 

Kapitalanlagen investieren, deren Natur und Ri-

siken sie genau verstehen (Botschaft, S. 8996).  

Nach Art. 75a Abs. 1 E-AVO müssen VU ihre 

Vermögenswerte nach dem Grundsatz der un-

ternehmerischen Vorsicht anlegen und dabei 

verschiedene wichtige Anlagegrundsätze be-

achten, die unter dem Prudent Person Principle 

subsumiert werden können (siehe auch Erläute-

rungsbericht, S. 36). 

Das VU muss das gebundene Vermögen durch 

Zuweisung von Vermögenswerten bestellen. 

Dabei wendet es den Grundsatz der unterneh-

merischen Vorsicht nach Art. 75a E-AVO an 

(Art. 76 E-AVO). Die Regelung entspricht im 

Wesentlichen heutigem Gesetzesrecht (Erläute-

rungsbericht, S. 36).  

Es ist den VU neu freigestellt, eine unterneh-

mensspezifische, von der FINMA unter Wahrung 

des Versichertenschutzes zu genehmigende 

Liste geeigneter Werte zu definieren. Die Ge-

nehmigung der FINMA erfolgt auf Stufe gebun-

denes Vermögen; es kann ein Antrag für meh-

rere gebundene Vermögen zugleich gestellt 

werden. Für VU, die auf die Erstellung einer un-

ternehmensspezifischen Liste geeigneter Werte 

verzichten, enthält der Verordnungsentwurf 

Mindestvorgaben für die Zuweisung von Vermö-

genswerten an das gebundene Vermögen (Art. 

79 und 81 E-AVO).   

Die Festlegung der Begrenzungen durch die 

FINMA entspricht im Wesentlichen dem gelten-

den Aufsichtsregime. Dieses gilt nun jedoch ein-

zig noch für diejenigen VU, die nicht von einer 

eigenen Liste geeigneter Anlagen Gebrauch ge-

macht haben. Die VU, die eine Liste geeigneter 

Werte zur Genehmigung einreichen, müssen 

quantitative Begrenzungen pro Anlageklasse 

definieren, die bei der Kapitalanlage einzuhalten 

sind (Art. 83 E-AVO; Erläuterungsbericht, S. 38 

f.). 

Zuweisung und Kontrolle 

Ein Entscheid der FINMA über die Eignung der 

Werte des gebundenen Vermögens nach gelten-

der Regulierung ist unter dem Grundsatz der 

unternehmerischen Vorsicht nicht erforderlich. 

Es liegt grundsätzlich in der Verantwortung des 

VU, die Regeln über die geeigneten Werte ge-

mäss Art. 79 E-AVO einzuhalten. Für den Fall, 

dass die zugewiesenen Werte ungeeignet sind, 

hat die FINMA nach Art. 84 Abs. 1 E-AVO die 

Möglichkeit, einen Ersatz anzuordnen (siehe 

auch Erläuterungsbericht, S. 39).  

Die Fremdverwahrung bei einer geeigneten Ver-

wahrungsstelle ist zulässig, wobei gewisse Be-

dingungen zu erfüllen sind (Art. 87 Abs. 2 E-

AVO). Die heutige Regelung bleibt im Wesentli-

chen bestehen (Erläuterungen, S. 39).  

Werte, für die in der Aufsichtsverordnung keine 

Regelung besteht, dürfen in gebundenen Ver-

mögen nicht zu einem höheren Wert als dem 

Marktwert angerechnet werden (Art. 93 Abs. 1 

E-AVO). Das Prinzip der Marktbewertung soll 

grundsätzlich für alle Anlagen gelten, für die 

keine explizit abweichenden Vorgaben vorlie-

gen. Dies ist von Bedeutung, da aufgrund eige-

ner Listen zulässiger Werte kein für alle VU ver-

bindliches abschliessendes Universum zulässi-

ger Werte gegeben ist (Erläuterungsbericht, S. 

41).  

Übergangsregelung: VU können unter bestimm-

ten Voraussetzungen während drei Jahren (mit 

allfälliger Verlängerungsmöglichkeit) ab In-

krafttreten der Änderung Werte, die bisher dem 

gebundenen Vermögen zuweisbar waren, auch 

dann dem gebundenen Vermögen zuweisen, 

wenn diese nicht unter die nach Art. 79 Abs. 2 

AVO zulässigen Werte (derivative Finanzinstru-

mente) fallen (siehe Art. 216c Abs. 4 E-AVO).    

Risikomanagement 

  

Angemessenes Risikomanagement 

Die Bestimmungen zum Risikomanagement 

werden zur Stärkung der Aufsicht im Interesse 

der Versicherten und im Sinne des Funktions-

schutzes sowie zur Stärkung des Standortes 

überarbeitet bzw. erweitert (Erläuterungsbe-

richt, S. 42).  

Das VU muss nach Art. 96 Abs. 1 E-AVO durch 

ein seinen Geschäftsverhältnissen angemesse-

nes Risikomanagement und durch interne Kon-

trollmechanismen sicherstellen, dass (a) früh-

zeitig Risikopotenziale erkannt und beurteilt 

werden; (b) frühzeitig Massnahmen zur Verhin-

derung oder Absicherung erheblicher Risiken 

und Risikokumulationen eingeleitet werden; 

und neu (c) die Geschäftstätigkeit innerhalb der 

gegebenen Risikotragfähigkeit erfolgt.  

Das Risikomanagement umfasst neu insbeson-

dere auch (a) eine Risikopolitik unter Berück-

sichtigung der Geschäftsstrategie mit einer an-

gemessenen Kapitalausstattung; und (b) die 

Identifikation, die Beurteilung, die Steuerung 

und die Überwachung aller wesentlicher Risi-
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ken, wobei eine angemessene interne und ex-

terne Kommunikation sicherzustellen ist (Art. 

96 Abs. 2 E-AVO).  

Risikomanagement-Funktion und Compliance-

Funktion müssen unabhängig sein. Sie müssen 

nach Massgabe der Grösse, der Geschäfts- und 

Organisationskomplexität und der Risiken des 

VU ausgestattet werden (Art. 96 Abs. 4 E-AVO).  

Das VU muss mindestens jährlich vorausschau-

end über die gesamte Planungsperiode (welche 

die aktuelle Situation des laufenden Geschäfts-

jahres sowie mindestens zwei weitere Jahre 

umfasst) eine gesamthafte Selbstbeurteilung 

vornehmen (Art. 96a E-AVO). Bei dieser Selbst-

beurteilung werden im Wesentlichen lediglich 

Bestimmungen aus dem FINMA-RS 16/3 

«ORSA» mit reguliertem Inhalt in die Verord-

nungsbestimmung überführt (Erläuterungsbe-

richt, S. 43).  

Das VU muss die operationellen Risiken identi-

fizieren, beurteilen, überwachen und dokumen-

tieren. Es muss sie mindestens jährlich evaluie-

ren (Art. 98 Abs. 1 E-AVO). Der Begriff der ope-

rationellen Risiken ist umfassend zu verstehen. 

Bedeutende operationelle Risiken sind aktuell 

z.B. IT- und Cyberrisiken (Erläuterungsbericht, 

S. 43). Des Weiteren werden neu die Daten-

sammlung und -analyse, das Analysieren von 

Szenarien sowie das Notfallkonzept geregelt 

(Art. 98 Abs. 2-4 E-AVO).   

Ein VU muss jederzeit über so viel Liquidität 

verfügen, dass es seinen Zahlungsverpflichtun-

gen auch in Stresssituationen nachkommen 

kann (Art. 98a Abs. 1 E-AVO). Die bestehenden 

Regelungen zu den Liquiditätsanforderungen 

können beibehalten werden. Die Bestimmungen 

aus dem FINMA-RS 13/5 «Liquidität Versiche-

rer» mit reguliertem Inhalt werden überführt 

(Erläuterungsbericht, S. 44).   

Stabilisierungspläne 

Die FINMA kann neu von einem wirtschaftlich 

bedeutenden VU mit Sitz in der Schweiz die Er-

stellung eines Stabilisierungsplans verlangen. 

Darin legt das VU dar, mit welchen Massnahmen 

es sich bei einer Krise nachhaltig so stabilisieren 

will, dass es seine Geschäftstätigkeit eigenstän-

dig oder durch private Fremdfinanzierung fort-

führen kann (Art. 22a nVAG). Ein VU gilt als 

wirtschaftlich bedeutend, wenn seine Bilanz-

summe CHF 5 Mia. übersteigt oder wenn seine 

Komplexität, Verflechtung oder sein Risikoprofil 

es rechtfertigen (Art. 98b E-AVO).  

Die FINMA kann von einem solchen Unterneh-

men einen Stabilisierungsplan verlangen, wenn 

bestimmte Kriterien erfüllt sind. Der Verord-

nungsentwurf nennt drei Kriterien, die von ihrer 

Bedeutung für den Versicherungsplatz Schweiz 

oder für die Versicherten her die Erstellung ei-

nes Stabilisierungsplans rechtfertigen können 

(siehe Art. 98c E-AVO; Erläuterungsbericht, S. 

44).   

Der Verordnungsentwurf gibt den wesentlichen 

Inhalt eines Stabilisierungsplans vor. Der Stabi-

lisierungsplan muss durch das VU erstellt und 

vom Verwaltungsrat genehmigt werden. Er 

muss der FINMA jährlich zur Genehmigung ein-

gereicht werden (siehe Art. 98d E-AVO).  

Lebensversicherung 

  

Tarifierung und Abfindungswerte 

Im Verordnungsentwurf erfolgen im Bereich der 

Lebensversicherung verschiedene technische 

Anpassungen bei den Bestimmungen zur Tarifi-

erung ausserhalb der beruflichen Vorsorge so-

wie zu den Abfindungswerten (siehe Art. 120 ff. 

E-AVO).  

Produktspezifische Information 

In der Lebensversicherung ist produktspezifisch 

zu informieren. Das betrifft sowohl die nicht-

qualifizierte Lebensversicherung als auch die 

qualifizierte Lebensversicherung (siehe nachfol-

gend). 

Vor Abschluss einer nicht-qualifizierten Lebens-

versicherung muss das VU dem VN bestimmte 

Angaben zum Versicherungsprodukt machen. 

Das VU muss über die Höhe einer möglichen zu-

künftigen Wertentwicklung von Versicherungs-

verträgen mit Sparprozess aus Sicht des VN in-

formieren. Es muss zu diesem Zweck mehrere 

Beispielrechnungen unter Berücksichtigung der 

vertraglich vorgesehenen versicherungstechni-

schen Entnahmen vorlegen. Diese Beispielrech-

nungen umfassen mindestens ein günstiges, ein 

ungünstiges sowie ein mittleres Renditeszenario 

(Art.129a Abs. 1 und 2 E-AVO).  

Qualifizierte Lebensversicherung 

  

In Anlehnung an die Vorschriften für Finanzin-

termediäre im FIDLEG werden im Rahmen der 

Teilrevision Verhaltensregeln für VU und Versi-

cherungsvermittler im Zusammenhang mit dem 

Vertrieb von Versicherungsprodukten mit Anla-

gecharakter vorgegeben (Erläuterungsbericht, 

S. 4). Es handelt sich dabei um qualifizierte Le-

bensversicherungen.  



 

Ruoss Vögele – Legal Insights   13 
 

Begriff der qualifizierten Lebensversiche-

rung 

Als qualifizierte Lebensversicherungen gelten 

nach Art. 39a nVAG Lebensversicherungen, bei 

denen der VN im Sparprozess ein Verlustrisiko 

trägt, sowie Kapitalisations- und Tontinenge-

schäfte.  

Qualifizierte Lebensversicherungsprodukte ha-

ben den Charakter von Anlageprodukten und 

sollen deshalb den Vorschriften zum Schutz der 

Anleger unterstehen. Auf diese Weise wird ein 

level playing field zu den im FIDLEG geregelten 

Anlageprodukten ausserhalb des Versiche-

rungsbereichs hergestellt. Massgebliches Krite-

rium für die Unterstellung von Versicherungs-

produkten ist, dass der VN im Sparprozess ein 

Verlustrisiko und damit ein Anlagerisiko trägt 

(Botschaft, S. 9003). 

Produktspezifische Information 

Vor Abschluss einer qualifizierten Lebensversi-

cherung muss das VU die VN über die offerier-

ten Produktvarianten und die jeweiligen pro-

duktspezifischen Merkmale informieren. Die In-

formation erfolgt insbesondere durch individua-

lisierte Beispielrechnungen, für die die AVO Mi-

nimalangaben vorsieht (Art. 129b E-AVO).  

Weitere Information 

VU und Versicherungsvermittler stellen den VN 

bei der Empfehlung von qualifizierten Lebens-

versicherungen das Basisinformationsblatt vor 

Vertragsabschluss kostenlos zur Verfügung 

(Art. 39h Abs. 1 nVAG; siehe nachfolgend).  

VU informieren die VN zusätzlich über die im Zu-

sammenhang mit qualifizierten Lebensversiche-

rungen angenommenen Entschädigungen Drit-

ter (Art. 39h Abs. 2 nVAG). Nicht monetäre Ent-

schädigungen sind durch das VU als Interessen-

konflikt offenzulegen. Konzerngesellschaften 

gelten für das VU als Dritte (Art. 129c E-AVO).  

Basisinformationsblatt (BIB) 

Das VU, das eine qualifizierte Lebensversiche-

rung anbietet, hat dafür vorgängig ein Basisin-

formationsblatt («BIB») zu erstellen (Art. 39b 

Abs. 1 nVAG). Wenn ein VU qualifizierte Lebens-

versicherungen auf der Basis von indikativen 

Angaben anbietet, hat es zumindest eine vor-

läufige Fassung des BIB mit den entsprechen-

den indikativen Angaben zu erstellen (Art. 39b 

Abs. 4 nVAG; Art. 129h E-AVO).  

Das BIB enthält die Angaben, die wesentlich 

sind, damit der VN gleichartige Versicherungen 

miteinander vergleichen kann. Es enthält insbe-

sondere die Angaben gemäss Art. 39c nVAG. 

Der Verordnungsentwurf enthält verschiedene 

Detailbestimmungen zur Bereitstellung und 

zum Inhalt des BIB (Art. 129d ff. E-AVO sowie 

Anhang 5 zu E-AVO). 

Das BIB muss leicht verständlich sein. Es ist ein 

eigenständiges Dokument, das sich von Werbe-

materialien deutlich zu unterscheiden hat (Art. 

39d nVAG). Die im BIB enthaltenen Angaben 

sind regelmässig zu überprüfen und zu überar-

beiten, soweit sich wesentliche Änderungen er-

geben (Art. 39e Abs. 1 nVAG).  

Wer im BIB unrichtige, irreführende oder den 

gesetzlichen Anforderungen nicht entspre-

chende Angaben macht, ohne dabei die erfor-

derliche Sorgfalt anzuwenden, haftet den VN für 

den dadurch verursachten Schaden (Art. 39g 

nVAG). 

Werbung 

Jegliche Werbung für qualifizierte Lebensversi-

cherungen muss als solche klar erkennbar sein. 

Es ist darin auf das BIB zur jeweiligen qualifi-

zierten Lebensversicherung und auf die Bezugs-

stelle hinzuweisen. Werbung und andere an VN 

gerichtete Informationen müssen mit den im 

BIB enthaltenen Angaben übereinstimmen (Art. 

39i nVAG).  

Als Werbung gilt jede an VN gerichtete Kommu-

nikation, die darauf gerichtet ist, auf bestimmte 

qualifizierte Lebensversicherungen aufmerksam 

zu machen (Art. 129p Abs. 1 E-AVO). Der Ver-

ordnungsentwurf enthält eine Aufzählung von 

Fällen, die nicht als Werbung gelten (Art. 129p 

Abs. 2 E-AVO).  

Angemessenheitsprüfung 

Die Regelungen zur Angemessenheitsprüfung 

lehnen sich an jene des FIDLEG an. Das VU oder 

der Versicherungsvermittler muss sich vor der 

Empfehlung einer qualifizierten Lebensversiche-

rung über die Kenntnisse und Erfahrungen des 

VN erkundigen und prüfen, ob die betreffende 

Lebensversicherung für diesen angemessen ist 

(Art. 39j Abs. 1 NVAG). Im Verordnungsentwurf 

wird angegeben, was namentlich zu prüfen ist 

(Art. 129m Abs. 1 E-AVO).  

Wenn das VU oder der Versicherungsvermittler 

der Auffassung ist, dass eine qualifizierte Le-

bensversicherung nicht angemessen ist, rät es 

oder er dem VN von einem Vertragsabschluss 

ab (Art. 39j Abs. 2 nVAG).  

Wenn die erhaltenen Informationen für eine Be-

urteilung nicht ausreichen, weist das VU oder 

der Versicherungsvermittler den VN darauf hin, 

dass keine Beurteilung der Angemessenheit er-

folgt (Art. 39j Abs. 3 nVAG).  



 

Ruoss Vögele – Legal Insights   14 
 

Es ist keine Angemessenheitsprüfung erforder-

lich, wenn der Abschluss der qualifizierten Le-

bensversicherung auf Veranlassung des VN und 

ohne persönliche Beratung erfolgt (Art. 39j Abs. 

4 nVAG). 

Mangelnde Kenntnisse und Erfahrungen können 

durch Aufklärung der VN kompensiert werden 

(Art. 39j Abs. 5 nVAG).  

Dokumentation und Rechenschaft 

Die Regelung betreffend Dokumentation und 

Rechenschaft orientiert sich an jener des 

FIDLEG. VU und Versicherungsvermittler müs-

sen in geeigneter Weise Folgendes dokumentie-

ren: (a) Art der abgeschlossenen qualifizierten 

Lebensversicherung; (b) erhobene Kenntnisse 

und Erfahrungen der VN; (c) dass in berechtig-

ten Ausnahmefällen (siehe vorne) keine Ange-

messenheitsprüfung durchgeführt wurde; (d) 

dass VN vom Abschluss einer qualifizierten Le-

bensversicherung abgeraten wurde (Art. 39k 

Abs. 1 nVAG). 

VU und Versicherungsvermittler stellen den VN 

auf Anfrage eine Kopie der genannten Doku-

mentation zu oder machen sie ihnen in anderer 

geeigneter Weise zugänglich (Art. 39k Abs. 2 

nVAG). Die Dokumentation ist so auszugestal-

ten, dass innerhalb von zehn Arbeitstagen Re-

chenschaft abgelegt werden kann. Die Rechen-

schaftsablage erfolgt auf einem dauerhaften 

Datenträger zu vereinbarten Zeitintervallen 

oder auf Anfrage hin (Art. 129n f. E-AVO).  

VU und Versicherungsvermittler legen auf An-

frage der VN Rechenschaft ab über die Bewer-

tung und Entwicklung der von qualifizierten Le-

bensversicherungen umfassten Finanzinstru-

mente und über die mit diesen allenfalls ver-

bundenen Kosten (Art. 39k Abs. 3 nVAG).  

Übergangsregelung 

Die Pflichten zu den qualifizierten Lebensversi-

cherungen sind innert eines Jahres nach In-

krafttreten der Gesetzesänderung einzuhalten 

(Art. 90a Abs. 3 nVAG).  

Krankenzusatzversicherung 

  

Mitgabe von Altersrückstellungen 

Wenn ein VU zur Bildung von Altersrückstellun-

gen verpflichtet ist, kann es die Rückerstattung 

eines angemessenen Teils derselben bei vorzei-

tiger Auflösung des Vertrages an die versicherte 

Person vorsehen (Art. 155 Abs. 1 E-ABO).  

Mit dieser Bestimmung wird die Möglichkeit zur 

Mitnahme von Alterungsrückstellungen an die 

Versicherten geschaffen, wenn diese den Versi-

cherungsvertrag auflösen. Die VU können neu 

Produkte entwickeln, bei denen die Altersrück-

stellungen mitgegeben werden («Kann-Vor-

schrift»). Auf diese Weise wird die Innovation 

gefördert. Zudem wird die Gefangenschaft der 

Versicherten vermindert, was im Interesse der 

Versicherten liegt (Erläuterungsbericht, S. 62). 

Genehmigung und Information 

Das VU muss der FINMA einen Plan zur Rücker-

stattung eines Anteils an den Alterungsrückstel-

lungen zur Genehmigung vorlegen, welcher ins-

besondere die Berechnungsgrundlagen der Ab-

findungswerte enthält (Art. 155 Abs. 2 und 3 E-

AVO).  

Die Bestimmungen über die Abfindungswerte 

müssen in die AVB aufgenommen werden (Art. 

155 Abs. 2 E-AVO).  

Die VU müssen die VN über die Höhe der Abfin-

dungswerte informieren. Die Information erfolgt 

mindestens einmal jährlich, auf Anfrage der VN 

sowie bei Prämienanpassungen (Art. 155 Abs. 5 

E-AVO). 

Versicherungsvermittler 

  

Begriff der Versicherungsvermittlung 

Der Begriff der Versicherungsvermittlung wird 

ausdrücklich an die Möglichkeiten der digitalen 

Informationstechnologie angepasst. Die heutige 

Aufsichtspraxis der FINMA wird auf Stufe Ver-

ordnung kodifiziert (Erläuterungsbericht, S. 4).  

Das Anbieten und Abschliessen eines Versiche-

rungsvertrags nach Art. 40 Abs. 1 VAG erfasst 

insbesondere auch (a) die Beratung der VN; (b) 

das Vorschlagen von Versicherungsverträgen; 

und (c) das Ausführen anderer wesentlicher 

Vorbereitungsarbeiten zu diesen Tätigkeiten 

(Art. 182 Abs. 1 E-AVO). 

Kann der VN einen Versicherungsvertrag direkt 

oder indirekt über eine Website oder ein ande-

res elektronisches Medium abschliessen, so gilt 

insbesondere auch als Versicherungsvermitt-

lung (a) das Bereitstellen von Informationen 

über einen oder mehrere Versicherungsverträge 

aufgrund von Kriterien, die ein VN über eine 

Website oder andere elektronische Medien wäh-

len kann; (b) das Erstellen einer Rangliste von 

Versicherungsprodukten, einschliesslich eines 

Preis- und Produktevergleichs (Art. 182a Abs. 2 

E-AVO).  

Es ergibt sich, dass (auch) im Bereich der Ver-

sicherungsvermittlung der Grundsatz der Tech-
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nologieneutralität gilt. Versicherungsvermitt-

lung kann nicht nur im direkten Kundenkontakt 

unter Anwesenden, sondern auch unter Abwe-

senden erfolgen, beispielsweise über eine Web-

site (Erläuterungsbericht, S. 64).  

Keine Versicherungsvermittlung liegt vor, wenn 

lediglich Daten und Informationen weitergege-

ben werden, sofern dabei keine Unterstützung 

beim Abschluss des Versicherungsvertrags ge-

leistet wird (Art. 182a Abs. 3 E-AVO).   

Nicht unterstellte Versicherungsvermitt-

lung 

In folgenden Fällen liegt zwar Versicherungs-

vermittlung vor, die aber von der Aufsicht nach 

VAG ausgenommen ist: 

Versicherungsvermittler unterstehen der Auf-

sicht nicht, sofern sich ihre Vermittlungstätig-

keit auf eine Versicherung bezieht, die von ge-

ringer Bedeutung ist und ein Produkt oder eine 

Dienstleistung ergänzt (Art. 2 Abs. 2 lit. f 

nVAG). Diese Annexversicherung wird im Ver-

ordnungsentwurf wie folgt präzisiert: Eine Ver-

sicherungsvermittlung untersteht nicht der Auf-

sicht, wenn (a) die jährliche Prämie für die ver-

mittelte Versicherung ohne Steuern CHF 600 

nicht übersteigt; (b) die vermittelte Versiche-

rung eine untergeordnete Leistung zur Liefe-

rung eines Produkts oder zur Erbringung einer 

Dienstleistung durch einen beliebigen Dienst-

leister darstellt; und (c) die Vermittlung als Ne-

bentätigkeit erfolgt (Art. 1h E-AVO).  

Des Weiteren untersteht ein Versicherungsver-

mittler mit Sitz oder Wohnsitz in der Schweiz 

der Aufsicht in der Schweiz nicht, wenn er die 

Versicherungsvermittlung im Ausland betreibt 

(Art. 182 E-AVO). Diese Ausnahme betrifft den 

örtlichen Geltungsbereich des VAG und ent-

spricht materiell der heute geltenden Regelung.  

Gebundene und ungebundene Vermittler 

Die Begriffe des ungebundenen Versicherungs-

vermittlers und des gebundenen Versicherungs-

vermittlers werden neu in Art. 40 Abs. 2 und 3 

nVAG definiert. Danach stehen ungebundene 

Versicherungsvermittler in einem Treueverhält-

nis zu den VN und handeln in deren Interesse. 

Alle übrigen Versicherungsvermittler gelten als 

gebundene Versicherungsvermittler.  

Bestimmte Verhaltensweisen oder Umständen 

sind mit der Unabhängigkeit des ungebundenen 

Versicherungsvermittlers nicht vereinbar. Sie 

sind aufgrund von Interessenkonflikten für un-

gebundene Versicherungsvermittler in jedem 

Fall unzulässig. Es handelt sich um folgende 

Fälle (Art. 182c E-AVO):  

(a) Ungebundene Versicherungsvermittler ge-

hen mit einem VU Zusammenarbeitsver-

einbarungen oder andere Vereinbarungen 

ein, die ihre Freiheit, auch für andere VU 

tätig zu sein, beeinträchtigen.  

(b) Ungebundene Versicherungsvermittler sind 

am Gesellschaftskapital eines VU direkt 

oder indirekt mit mehr als 10 % beteiligt. 

(c) Ungebundene Versicherungsvermittler 

bzw. die mit der Verwaltung und Ge-

schäftsführung betrauten Personen sowie 

Personen, die am ungebundenen Versiche-

rungsvermittler qualifiziert beteiligt sind, 

haben eine leitende Funktion in einem VU 

inne oder können auf andere Weise auf den 

Geschäftsgang eines VU Einfluss nehmen.  

(d) Ein VU ist am Gesellschaftskapital eines 

ungebundenen Versicherungsvermittlers 

direkt oder indirekt mit mehr als 10 % be-

teiligt. 

(e) Ein VU bzw. die mit der Verwaltung und 

Geschäftsführung betrauten Personen so-

wie Personen, die am VU qualifiziert betei-

ligt sind, haben eine leitende Funktion bei 

einem ungebundenen Versicherungsver-

mittler inne oder nehmen auf andere Weise 

auf den Geschäftsgang eines ungebunde-

nen Versicherungsvermittlers Einfluss.  

Bei den genannten Verhaltensweisen und Um-

ständen liegt (wie im geltenden Recht) eine un-

widerlegbare Vermutung der gebundenen Ver-

sicherungsvermittlung vor (Erläuterungsbe-

richt, S. 65). 

Unzulässige «beidseitige» Vermittlung 

Neu wird zum Schutz von VN vor Interessen-

konflikten ausdrücklich festgehalten, dass Ver-

sicherungsvermittler nicht gleichzeitig als ge-

bundene und ungebundene Versicherungsver-

mittler tätig sein dürfen (Art. 44 Abs. 1 lit. b 

nVAG).  

Ein an sich gebundener Versicherungsvermittler 

darf nicht vorgeben, er sei ungebunden. Ge-

mäss Verordnungsentwurf wird wie ein unge-

bundener Versicherungsvermittler behandelt, 

wer gegenüber dem VN den Anschein erweckt, 

er erbringe seine Leistungen als ungebundener 

Versicherungsvermittler. Er muss die Anforde-

rungen an ungebundene Versicherungsvermitt-

ler nach Art. 40 Abs. 2 VAG erfüllen (Art. 182b 

E-AVO). Wenn beispielsweise eine Vergleichs-

plattform als Versicherungsvermittlerin agiert 

und dabei Wortwendungen wie «unabhängig» 

oder «das beste Angebot auf dem Markt» ver-

wendet, wird sie nach dieser Regelung als un-

gebundene Versicherungsvermittlerin behan-

delt (Erläuterungsbericht, S. 65).   
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Vermeidung von Interessenkonflikten 

Die in Art. 14a nVAG festgehaltene generelle 

Pflicht, Interessenkonflikte möglichst zu ver-

meiden, gilt auch bei der Vermittlung von Ver-

sicherungsdienstleistungen, sowohl für VU im 

Direktvertrieb als auch für gebundene und un-

gebundene Versicherungsvermittler. Die ent-

sprechende Regelung ist in Art. 45a nVAG ent-

halten. Danach treffen Versicherungsvermittler 

angemessene organisatorische Vorkehrungen, 

um Interessenkonflikte zu vermeiden oder die 

Benachteiligung der VN durch Interessenkon-

flikte auszuschliessen. Kann eine Benachteili-

gung der VN nicht ausgeschlossen werden, so 

ist ihnen dies vor Vertragsabschluss offenzule-

gen. 

Verbot der Zusammenarbeit 

Versicherungsvermittler dürfen nicht für VU tä-

tig werden, die nicht über die nach dem VAG 

notwenige Bewilligung verfügen. Dies soll neu 

sinngemäss und umgekehrt auch für VU festge-

legt werden: Sie dürfen nicht mit Versiche-

rungsvermittlern zusammenarbeiten, die nicht 

über die nach dem VAG notwenige Registrie-

rung verfügen (Art. 44 nVAG).  

Registrierungspflicht 

Nach geltendem Recht müssen sich ungebun-

dene Versicherungsvermittler in ein zentrales 

Vermittlerregister eintragen lassen, während 

der Registereintrag für gebundene Versiche-

rungsvermittler freiwillig ist (Art. 43 VAG). 

Nach neuem Recht bleibt die Registrierungs-

pflicht für ungebundene Versicherungsvermitt-

ler bestehen. Hingegen können sich gebundene 

Versicherungsvermittler nicht mehr in das Re-

gister eintragen lassen, es sei denn, sie erbrin-

gen den Nachweis, dass sie eine Tätigkeit im 

Ausland aufnehmen wollen, für die vom jeweili-

gen Staat ein Registereintrag in der Schweiz 

verlangt wird (Art. 41 Abs. 1 und Art. 42 Abs. 4 

nVAG). Dabei ist etwa an Versicherungsvermitt-

ler zu denken, die in Liechtenstein tätig sind 

oder werden wollen (Botschaft, S. 9007 f.). 

Diese Gesetzesänderung kann wie folgt begrün-

det werden: Eine Registrierung gebundener 

Versicherungsvermittler ist nicht erforderlich. 

Sie stehen in einem offen dargelegten und er-

kennbaren Treueverhältnis zu ihren Arbeitge-

bern, bei welchen es sich meistens um VU han-

delt. Sie können von der FINMA somit indirekt 

und effektiv via die VU beaufsichtigt werden 

(Botschaft, S. 9008).  

Die Registrierungspflicht besteht (wie nach gel-

tender Praxis der FINMA) für ungebundene Ver-

sicherungsvermittler als natürliche Personen 

und als juristische Personen (Art. 183 Abs. 1 E-

AVO). Die FINMA kennzeichnet im Register An-

gestellte, die im Namen von ungebundenen 

Versicherungsvermittlern Versicherungsver-

träge anbieten oder abschliessen (Art. 183 Abs. 

2 E-AVO).  

Registrierungsvoraussetzungen 

Ungebundene Versicherungsvermittler, die im 

eigenen Namen tätig sind, müssen neu ihren 

Sitz, ihren Wohnsitz oder eine Niederlassung in 

der Schweiz haben. Angestellte Versicherungs-

vermittler müssen ihre Vermittlungstätigkeit 

von einem Ort in der Schweiz aus ausüben. Aus-

nahmen von der Voraussetzung, einen Sitz, 

Wohnsitz oder Niederlassung in der Schweiz zu 

haben, sind nur zulässig, wenn Gegenrecht ge-

währt wird oder eine entsprechende staatsver-

tragliche Regelung besteht (Art. 41 Abs. 2 lit. a 

nVAG; Art. 186 E-AVO).  

Ungebundene Versicherungsvermittler müssen 

neu einen guten Ruf geniessen und Gewähr für 

die Erfüllung ihrer Pflichten nach VAG bieten 

(Art. 41 Abs. 2 lit. b nVAG), was dem heutigen 

Standard einer Zulassung der Tätigkeit auf dem 

Finanzmarkt entspricht. Im Verordnungsent-

wurf wird anhand von Beispielen (nicht ab-

schliessend) präzisiert, wann kein guter Ruf 

vorliegt (Art. 187 Abs. 2 E-AVO). Die Gewähr 

für die Vermittleraufsicht wird auf die Gewähr 

für die Erfüllung der Pflichten nach VAG einge-

schränkt, weil die Durchsetzung einer umfas-

senden Gewähr (wie bei den VU nach Art. 14 

VAG) erhebliche Ressourcen seitens der Auf-

sichtsbehörde erfordern würde (Botschaft, S. 

9008). Der Aufgabenkatalog der FINMA wird 

entsprechend ausgedehnt. Sie prüft zusätzlich, 

ob die Versicherungsvermittler einen guten Ruf 

geniessen und Gewähr für die Erfüllung der 

Pflichten nach VAG bieten (Art. 46 Abs. 1 lit. b 

nVAG).  

Nicht ins Register eingetragen werden unge-

bundene Versicherungsvermittler, die wegen ei-

ner vorsätzlich begangenen Übertretung oder 

einem vorsätzlich begangenen Vergehen nach 

Art. 86 bzw. 87 nVAG verurteilt oder wegen 

strafbaren Handlungen gegen das Vermögen 

nach Art. 137-172ter StGB im Strafregister ein-

getragen sind. Dasselbe gilt für ungebundene 

Versicherungsvermittler, gegen die aufsichts-

rechtlich ein Tätigkeitsverbot oder ein Berufs-

verbot (Art. 33a und 33 FINMAG) vorliegt (Art. 

41 Abs. 3 nVAG).  

Ungebundene Versicherungsvermittler müssen 

über die für ihre Tätigkeit notwendigen Fähig-

keiten und Kenntnisse verfügen. Wenn sie Ar-

beitgeber sind, müssen genügend Angestellte 
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diese Anforderung erfüllen (Art. 41 Abs. 2 lit. c 

nVAG).  

Ungebundene Versicherungsvermittler müssen 

eine Berufshaftpflichtversicherung abgeschlos-

sen haben oder nachweisen, dass gleichwertige 

finanzielle Sicherheiten bestehen (Art. 41 Abs. 

2 lit. d nVAG). Die erforderlichen finanziellen Si-

cherheiten werden im Verordnungsentwurf spe-

zifiziert (Art. 189 E-AVO).  

Führung des Vermittlerregisters 

Im Verordnungsentwurf wird (wie unter gelten-

dem Recht) der Inhalt des Registers sowie die 

Meldepflicht bei Änderungen wesentlicher Tat-

sachen geregelt (Art. 182d und 185 E-AVO). 

Des Weiteren werden die Anforderungen an das 

Gesuch um Registrierung geregelt. Die einzu-

reichenden Angaben und Unterlagen werden in 

einem neuen Anhang aufgeführt (Art. 184 E-

AVO sowie Anhang 4 zu E-AVO).   

Übergangsregelung: Die bereits nach bisheri-

gem Recht im Register eingetragenen ungebun-

denen Versicherungsvermittler müssen die An-

gaben und Unterlagen zum Gesuch um Regist-

rierung nach Art. 184 nVAG bis spätestens 

sechs Monate nach Inkrafttreten der Verord-

nung bei der FINMA einreichen (Art. 216c Abs. 

6 E-AVO).  

Die FINMA führt das Register der ungebundenen 

Versicherungsvermittler und kann die im Regis-

ter geführten Angaben Dritten weitergeben oder 

im Abrufverfahren zugänglich machen (Art. 42 

Abs. 3 nVAG). Dies ist insbesondere für die Ver-

sicherungsbranche von Bedeutung, wenn sie ein 

eigenes Register über alle Versicherungsver-

mittler führen bzw. ein bereits bestehendes Re-

gister ausbauen will (z.B. Cicero) (Botschaft, 

9009).  

Aus- und Weiterbildung 

Versicherungsvermittler müssen über die für 

ihre Tätigkeit notwenigen Fähigkeiten und 

Kenntnisse verfügen. Erfasst sind sämtliche 

Versicherungsvermittler, sowohl die ungebun-

denen als auch die gebundenen (Art. 43 Abs. 1 

nVAG).  

Die VU und die Versicherungsvermittler haben 

branchenspezifische Mindeststandards für die 

Aus- und Weiterbildung zu bestimmen (Art. 43 

Abs. 2 nVAG; vgl. Art. 6 FIDLEG). Die Mindest-

standards für die Aus- und Weiterbildung der 

Versicherungsvermittler müssen so ausgestal-

tet sein, dass sie eine professionelle Berufsaus-

übung ermöglichen und den Schutz der Versi-

cherten gewährleisten. Die verschiedenen An-

forderungen werden im Verordnungsentwurf 

spezifiziert (Art. 190 E-AVO). Die Branchenor-

ganisationen, deren Mindeststandards von der 

FINMA anerkannt sind, müssen deren Einhal-

tung kontrollieren (Art. 190a E-AVO).  

Übergangsregelung: Die Anforderungen betref-

fend Aus- und Weiterbildung sind innert zweier 

Jahre nach Inkrafttreten der Gesetzesänderung 

zu erfüllen (Art. 90a Abs. 3 nVAG). Die Versi-

cherungsvermittler, die im Zeitpunkt des In-

krafttretens der Änderungen im Register nach 

bisherigem Recht eingetragen sind, müssen die 

Anforderungen an die Ausbildung nach Art. 190 

E-AVO spätestens zwei Jahre nach Inkrafttreten 

der Änderung erfüllen (Art. 216c Abs. 7 E-AVO).  

Organisatorische Anforderungen 

Ungebundene Versicherungsvermittler stellen 

neu durch interne Vorschiften und eine ange-

messene Betriebsorganisation die Erfüllung der 

Pflichten aus dem VAG sicher. Sie müssen ver-

schiedene Prinzipien der Unternehmensführung 

in einer Weise einhalten, die risikogerecht und 

angemessen ist, unter Berücksichtigung der 

Grösse, Komplexität und Rechtsform sowie der 

angebotenen Versicherungsdienstleistungen. 

Die Prinzipien werden im Verordnungsentwurf 

aufgelistet (Art. 188 E-AVO).  

Informationspflicht 

Ergänzend zur bisherigen Informationspflicht 

müssen die VN neu informiert werden, wie sie 

sich über die Aus- und Weiterbildung des betref-

fenden Versicherungsvermittlers informieren 

können (Art. 45 Abs. 1 lit. c nVAG).  

Die Informationen müssen verständlich formu-

liert sein. Sie können den VN in standardisierter 

Form auf Papier oder elektronisch zur Verfü-

gung gestellt werden. Dabei sind sie den VN so 

zu übergeben, dass diese sie kennen können, 

wenn sie den Versicherungsvertrag beantragen 

oder annehmen (Art. 45 Abs. 2 und 3 nVAG).  

Wenn sich bei den Informationen nach Art. 45 

Abs. 1 VAG Änderungen ergeben, muss der Ver-

sicherungsvermittler neu die Kunden beim 

nächsten Kundenkontakt darüber informieren 

(Art. 190c E-AVO).  

Offenlegung der Entschädigung 

Die Vergütung der ungebundenen Versiche-

rungsvermittler folgt heute üblicherweise dem 

sogenannten Courtagesystem. Die Vermittler 

erhalten vom VU pro abgeschlossenen Versiche-

rungsvertrag eine Courtage (oder Provision), 

welche dem VN über die Bruttoversicherungs-

prämie weiterbelastet wird.  



 

Ruoss Vögele – Legal Insights   18 
 

Neu ist aufsichtsrechtlich vorgesehen, dass un-

gebundene Versicherungsvermittler die Versi-

cherten ausdrücklich über sämtliche Entschädi-

gungen informieren müssen, die sie von Dritten 

im Zusammenhang mit der Erbringung ihrer 

Dienstleistung erhalten (Art. 45b Abs. 1 nVAG). 

Das betrifft im Wesentlichen die Courtage, die 

sie von VU erhalten.  

Wenn die ungebundenen Versicherungsvermitt-

ler auch eine Vergütung aus dem Auftragsver-

hältnis mit den Versicherten erhalten, dürfen sie 

die Entschädigungen von den VU (Courtage)  

oder sonstigen Dritten nur behalten, wenn sie 

(1) die Versicherten vorgängig ausdrücklich 

über diese Entschädigungen informiert haben 

und (2) die Versicherten ausdrücklich auf deren 

Weitergabe verzichten. Liegt kein Verzicht vor, 

so ist die entgegengenommene Entschädigung 

(d.h. insbesondere die Courtage) vollumfänglich 

an den VN weiterzuleiten (siehe Art. 45b Abs. 2 

lit. b nVAG). 

Bei der Regelung von Art. 45b nVAG handelt es 

sich um eine öffentlich-rechtliche (aufsichts-

rechtliche) Pflicht, über die von Dritten erhal-

tene Entschädigung zu informieren und die Ent-

schädigung gegebenenfalls den VN weiterzuge-

ben. Immerhin können die aufsichtsrechtlichen 

Informationspflichten eine Ausstrahlungswir-

kung auf die zivilrechtliche Beziehung haben, 

d.h. sie können zur Konkretisierung der privat-

rechtlichen Verhältnisse durch das Zivilgericht 

beigezogen werden (Botschaft, 9012). 

Berichterstattung 

Ungebundene Versicherungsvermittler übermit-

teln der FINMA jährlich die wesentlichen Kenn-

zahlen und Informationen zu ihrer Tätigkeit. Die 

FINMA kann diese Angaben auch unterjährig er-

heben (Art. 190b Abs. 1 und 2 E-AVO). 

Sanierungsrecht 

  

Sonderunterstellung unter Sanierungs-

recht 

Um die Abwicklungsfähigkeit von VU zu verbes-

sern, werden neu zusätzlich zu den beaufsich-

tigten VU folgende Unternehmen dem Sanie-

rungsrecht nach Art. 51-54i nVAG unterstellt 

(Art. 2a NVAG):  

• Konzernobergesellschaft einer Gruppe oder 

eines Konglomerats, die in der Schweiz do-

miziliert ist;  

• Gruppen- oder Konglomeratsgesellschaften 

mit Sitz in der Schweiz, die wesentliche 

Funktionen für die bewilligungspflichtigen 

Tätigkeiten erfüllen (wesentliche Gruppen- 

und Konglomeratsgesellschaften), unabhän-

gig vom Bestehen einer Gruppen- oder Kon-

glomeratsaufsicht. Im Verordnungsentwurf 

wird die Wesentlichkeit der Funktionen von 

Gruppen- und Konglomeratsgesellschaften 

definiert (Art. 1a E-AVO).  

Schutzmassnahmen 

Wenn ein VU oder eine wesentliche Gruppen- 

oder Konglomeratsgesellschaft oder ein Versi-

cherungsvermittler den Vorschriften des VAG, 

der AVO oder Anordnungen der FINMA nicht 

nachkommt oder die Interessen der Versicher-

ten anderweitig gefährdet erscheinen, trifft die 

FINMA die Schutzmassnahmen, die ihr zur Wah-

rung der Interessen der Versicherten erforder-

lich erscheinen (Art. 51 Abs. 1 nVAG).  

Bei den Schutzmassnahmen ändert, dass neu 

Stundung und Fälligkeitsaufschub auch ohne 

Vorliegen einer Insolvenzgefahr angeordnet 

werden können. Wenn die Interessen der Versi-

cherten gefährdet sind und die Massnahme als 

zweckmässig und verhältnismässig erscheint, 

soll die FINMA befugt sein, diese bereits zu ei-

nem früheren Zeitpunkt anzuordnen (Art. 51 

Abs. 2 lit. i nVAG).  

Massnahmen bei Insolvenzgefahr 

Wenn begründete Besorgnis besteht, dass ein 

VU überschuldet ist oder ernsthafte Liquiditäts-

probleme hat (Insolvenzgefahr), kann die 

FINMA Schutzmassnahmen ergreifen, die Sa-

nierung oder den Versicherungskonkurs anord-

nen (Art. 51a Art. 1 nVAG).  

Es liegt Insolvenzgefahr vor, wenn begründete 

Besorgnis besteht, dass ein VU überschuldet ist 

oder ersthafte Liquiditätsprobleme hat. Es muss 

somit anders als nach dem SchKG nicht abge-

wartet werden, bis die Insolvenz des VU tat-

sächlich eingetreten ist. Es genügt, wenn dafür 

eine begründete Besorgnis besteht. Auf diese 

Weise ist es der FINMA möglich, bereits zu ei-

nem früheren Zeitpunkt Massnahmen zu ergrei-

fen. Keine Relevanz für die Beurteilung einer In-

solvenzgefahr haben die aufsichtsrechtlichen 

Kapitalvorschriften des VAG. Die Insolvenzmas-

snahmen sollen insbesondere nicht an den SST 

angeknüpft werden (Botschaft, 9015). 

Vor der Anordnung der Sanierung oder des Ver-

sicherungskonkurses ordnet die FINMA Versi-

cherungswerte des VU dem gebundenen Ver-

mögen bis zur Höhe des Sollbetrags nach Art. 

18 zu (Art. 51a Abs. 2 nVAG). 
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Die Schutzmassnahmen können selbstständig 

oder in Verbindung mit einer Sanierung oder ei-

nem Versicherungskonkurs angeordnet werden 

(Art. 51a Abs. 3 nVAG). 

Fremdkapitalinstrumente, die von der FINMA 

als risikoabsorbierende Kapitalinstrumente zur 

Anrechnung an das risikotragende Kapital ge-

mäss Art. 9a nVAG oder zur Berücksichtigung 

im Zielkapital gemäss Art. 9a nVAG genehmigt 

sind, werden bei der Feststellung der Überschul-

dung nicht berücksichtigt, wenn der Vertrag 

nach den gesetzlichen Vorgaben ausgestaltet ist 

(siehe Art. 51a Abs. 4 nVAG).  

Auf VU nicht zur Anwendung kommen die Best-

immungen über das Nachlassverfahren (Art. 

293-336 SchKG), über das aktienrechtliche Mo-

ratorium (Art. 725a OR) und über die Benach-

richtigung des Gerichts (Art. 725, 725a und 

728c OR) (Art. 51a Abs. 3 nVAG). Im Anwen-

dungsbereich von Art. 51a soll ausschliesslich 

die FINMA zuständig sein.   

Die Anordnungen der FINMA umfassen sämtli-

che Vermögenswerte des VU mit all seinen im 

In- und Ausland belegenen Aktiven und Passi-

ven sowie Vertragsverhältnisse (Art. 51a Abs. 4 

nVAG). Dieser extraterritoriale Anspruch ent-

spricht der Regelung des Bankengesetzes und 

des SchKG (Botschaft, S. 9015 f.). 

Von den Anordnungen der FINMA (Schutzmass-

nahmen, Sanierung, Versicherungskonkurs) 

sind verschiedene im Voraus abgeschlossene 

Vereinbarungen nicht betroffen. Es gilt folgen-

der Ausnahmekatalog, wobei Art. 52g nVAG 

(Aufschub der Beendigung von Verträgen) vor-

behalten bleibt (Art. 51b Abs. 2 nVAG):  

• Vereinbarungen über die Aufrechnung von 

Forderungen, einschliesslich der vereinbar-

ten Methode und der Wertbestimmung;  

• Vereinbarung über die freihändige Verwer-

tung von Sicherheiten in Form von Effekten 

oder anderen Finanzinstrumenten, deren 

Wert objektiv bestimmbar ist;  

• Vereinbarung über die Übertragung von For-

derungen und Verpflichtungen sowie von Si-

cherheiten in Form von Effekten oder ande-

ren Finanzinstrumenten, deren Wert objektiv 

bestimmbar ist.  

Sanierung und Sanierungsplan 

Unter geltendem Recht ist lediglich das Kon-

kursverfahren geregelt. Neu soll auch das Sa-

nierungsverfahren für VU in Anlehnung an das 

Bankengesetz ausdrücklich geregelt werden. 

Ziel der Sanierung ist nicht in erster Linie die 

Rettung des bestehenden VU, sondern vielmehr 

der bestmögliche Schutz der Versicherten (Bot-

schaft, S. 9016). Die FINMA kann bei begründe-

ter Aussicht auf Sanierung des VU oder auf Wei-

terführung einzelner Versicherungsdienstleis-

tungen ein Sanierungsverfahren einleiten. Sie 

kann einen Sanierungsbeauftragten mit der 

Ausarbeitung und Umsetzung eines Sanierungs-

plans beauftragen (Art. 52a nVAG). Der Sanie-

rungsplan stellt dar, auf welche Weise die Insol-

venzgefahr des VU beseitigt wird und welche 

Massnahmen hierzu angeordnet werden (Art. 

52b Abs. 1 nVAG).  

Es muss sichergestellt werden, dass das VU 

nach Durchführung der Sanierung die Bewilli-

gungsvoraussetzungen und die übrigen gesetz-

lichen Vorschriften einhält. Davon kann der Sa-

nierungsplan abweichen, wenn lediglich der be-

stehende Versicherungsbestand abgewickelt 

und kein Neugeschäft abgeschlossen werden 

soll (Run-off) (Art. 52b Abs. 2 und 3 nVAG). 

Mit der Anordnung oder Genehmigung von Sa-

nierungsmassnahmen kann die FINMA die Be-

endigung von Verträgen und die Ausübung von 

Rechten zu deren Beendigung aufschieben. Sie 

kann auch die Ausübung von Aufrechnungs-, 

Verwertungs- und Übertragungsrechten nach 

Art. 51b nVAG aufschieben. Der Aufschub ist 

nur beschränkt und zeitlich begrenzt zulässig 

(siehe Art. 52g nVAG).   

Insbesondere kann die FINMA mit der Anord-

nung oder Genehmigung von Sanierungsmass-

nahmen gegenüber einem Direkt-VU falls be-

gründet die Beendigung von Rückversiche-

rungsverträgen oder die Ausübung von Rechten 

zu deren Beendigung aufschieben. Der Auf-

schub kann längstens für vier Monate angeord-

net werden (Art. 52h nVAG). Im Sanierungsfall 

bestehen die Forderungen des Direktversiche-

rers gegenüber dem Rückversicherer unverän-

dert weiter. Das gilt auch, wenn die Forderun-

gen der Versicherten gegenüber dem Direktver-

sicherer als Sanierungsmassnahme gekürzt 

worden sind (Art. 52i Abs. 1 nVAG). Damit soll 

verhindert werden, dass das Rück-VU anstelle 

des betroffenen Direktversicherers von der Sa-

nierungsmassnahme profitiert (Botschaft, S. 

9028). Die FINMA kann dabei (a) Einsicht in die 

Schadenregulierung der reduzierten Direktver-

sicherungsleistungen nehmen und bei Bedarf 

geeignete organisatorische Massnahmen anord-

nen; oder (b) betroffenen Rück-VU zusätzliche 

Einsichtsrechte gewähren (Art. 51i Abs. 2 

nVAG). 

Die FINMA kann den Sanierungsplan unabhän-

gig von einem Eingriff in die Rechte und Pflich-

ten der Gläubiger und Eigner genehmigen und 
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dessen Grundzüge veröffentlichen. Eine Zustim-

mung der Eigner des VU ist nicht erforderlich. 

Das Gesetz nennt verschiedene Voraussetzun-

gen für eine Genehmigung des Sanierungsplans 

(Art. 52j nVAG). 

Das VU ist verpflichtet, die VN innerhalb von 30 

Tagen nach Rechtskraft des Sanierungsplans in-

dividuell über die Eingriffe in die Rechte der Ver-

sicherten sowie über das Kündigungsrecht zu 

informieren. In der Folge haben die VN das 

Recht, den Versicherungsvertrag innerhalb von 

drei Monaten, nachdem sie die Informationen 

erhalten haben, mit sofortiger Wirkung zu kün-

digen (Art. 52f nVAG).  

Wenn der Sanierungsplan einen Eingriff in die 

Rechte der Gläubiger vorsieht, setzt die FINMA 

diesen spätestens mit dessen Genehmigung 

eine Frist, innert welcher sie den Sanierungs-

plan ablehnen können. Wenn mindestens die 

Hälfte der bekannten Gläubiger den Sanie-

rungsplan ablehnen, ordnet die FINMA den Kon-

kurs an. Ohne Ablehnung werden die Anordnun-

gen des Sanierungsplans wirksam. Eintragun-

gen in das Grundbuch, das Handelsregister oder 

andere Register haben nur deklaratorische Wir-

kung; sie sind so rasch wie möglich vorzuneh-

men (Art. 52k und 52l nVAG).  

Die Geltendmachung von Anfechtungsansprü-

chen während eines auf Fortführung der Gesell-

schaft gerichteten Verfahrens soll in Anlehnung 

an das Bankengesetz erlaubt sein. Dementspre-

chend sollen paulianische Klagen des VU nach 

Art. 285-292 SchKG bereits im Sanierungsver-

fahren zulässig sein, sobald der Sanierungsplan 

genehmigt ist, und nicht erst bei einer (möglich-

erweise gar nicht stattfindenden) Liquidation 

(Art. 52m nVAG).  

Für die Geltendmachung von Verantwortlich-

keitsansprüchen wird unmittelbar auf die Best-

immungen zur aktienrechtlichen Verantwort-

lichkeit verwiesen (Art. 52m Abs. 6 nVAG). 

Einzelne Sanierungsmassnahmen 

Es werden im Gesetz insbesondere folgende Sa-

nierungsmassnahmen ausdrücklich vorgesehen 

(Art. 52b nVAG):  

• Übertragung des Versicherungsbestandes  

oder von Teilen davon sowie weiterer Teile 

des VU mit Aktiven und Passiven auf andere 

Rechtsträger;  

• Herabsetzung des bisherigen und die Schaf-

fung neuen Eigenkapitals, die Wandlung von 

Fremd- in Eigenkapital sowie die Reduktion 

von Forderungen; 

• materielle Anpassung von Versicherungsver-

trägen, namentlich Einschränkung der 

Rechte der Versicherten aus dem Versiche-

rungsvertrag oder Ausschluss solcher 

Rechte.   

Der Sanierungsplan kann die Übertragung des 

Versicherungsbestandes oder Teilen davon so-

wie weitere Teile des VU auf einen anderen 

Rechtsträger vorsehen. Andere Rechtsträger 

können andere VU oder auch eine Auffangge-

sellschaft sein. Eine Auffanggesellschaft könnte 

zum Zweck der Abwicklung des Portfolios er-

richtet werden und auf diese Weise einen ge-

ordneten Run-off sicherstellen. Die FINMA kann 

in begründeten Fällen für eine befristete Zeit Er-

leichterungen von den aufsichtsrechtlichen An-

ordnungen mit Bezug auf den übertragenen Be-

stand gewähren, wobei die Interessen der Ver-

sicherten gewährt bleiben müssen (Art. 52c 

nVAG; Botschaft, S. 9018 f.). 

Der Sanierungsplan kann weiter die Herabset-

zung des bisherigen und Schaffung von neuem 

Eigenkapital sowie die Wandlung von Fremd- in 

Eigenkapital und die Forderungsreduktion vor-

sehen. Verrechenbare und gesicherte Forderun-

gen, Forderungen aus Verbindlichkeiten wäh-

rend der Dauer von Schutzmassnahmen oder 

eines Sanierungsverfahrens sowie Forderungen 

aus Versicherungsverträgen, für die ein gebun-

denes Vermögen vorgesehen ist, das zur Si-

cherstellung der Ansprüche ausreicht, werden 

von der Wandlung und der Forderungsreduktion 

ausgenommen. Weil die Versicherten und die 

weiteren Gläubiger gegenüber den Eignern bzw. 

Aktionären als Träger des unternehmerischen 

Risikos bevorzugt zu behandeln sind, soll die 

Wandlung von Fremd- in Eigenkapital und die 

Reduktion von Forderungen erst möglich sein, 

wenn das Gesellschaftskapital vollständig her-

abgesetzt wurde und die risikoabsorbierenden 

Kapitalinstrumente (die bei Eintritt vertraglich 

definierter Ereignisse eine Wandlung in Eigen-

kapital oder eine Forderungsreduktion vorse-

hen) vollständig herabgesetzt oder in Eigenka-

pital gewandelt wurden. Auf diese Weise gehen 

sämtliche Aktionärsrechte inkl. Mitwirkungs-

rechte unter. Das Gesetz legt fest, in welcher 

Reihenfolge die Wandlung von Fremd- in Eigen-

kapital und die Reduktion von Forderungen vor-

zunehmen sind (Art. 52d nVAG und Botschaft, 

S. 9019 ff.). 

Der Sanierungsplan kann auch die Anpassung 

von Versicherungsverträgen vorsehen. Für de-

ren Anpassung gelten dieselben Voraussetzun-

gen und dieselbe Reihenfolge wie für die Wand-

lung von Fremd- in Eigenkapital und die Reduk-

tion von Forderungen. Wenn es im Gesamtinte-

resse der Versicherten liegt, können die Versi-

cherungsverträge verschiedener Kategorien un-

terschiedlich angepasst werden (Art. 52e 
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nVAG). Es wird dabei vom Grundsatz der Gleich-

behandlung abgewichen und dem Vorrang des 

Allgemeininteresses (Gesamtinteresse der Ver-

sicherten) Rechnung getragen. In diesem Inte-

resse ist eine gewisse Ungleichbehandlung der 

Versicherten in der Sanierung zulässig (Bot-

schaft, S. 9024).   

Versicherungskonkurs 

Besteht im Fall von Insolvenzgefahr (Vorausset-

zung von Art. 51a Abs. 1 nVAG erfüllt) keine 

Aussicht auf Sanierung oder ist diese geschei-

tert, so entzieht die FINMA dem VU die Bewilli-

gung, eröffnet den Konkurs und macht diesen 

öffentlich bekannt. Dabei ernennt die FINMA ei-

nen oder mehrere Konkursliquidatoren, welche 

der Aufsicht der FINMA unterstehen (Art. 53 

nVAG).  

Aus dem Erlös des gebundenen Vermögens 

werden zunächst Forderungen der Versicherten 

gedeckt, für die nach Art. 17 VAG Sicherstellung 

geleistet wird. Ein Überschuss wird anteilig auf 

allfällige weitere gebundene Vermögen des VU 

verteilt. Ein allfälliger Rest fällt in die Konkurs-

masse. Forderungen der Versicherten, die durch 

ein gebundenes Vermögen gesichert sind, kön-

nen unter Umständen bereits vor Rechtskraft 

des Kollokationsplans einzeln befriedigt werden. 

Dabei darf insbesondere die finanzielle Gleich-

behandlung der Versicherten nicht beeinträch-

tigt werden (Art. 54a bis nVAG). 

Die Kapitalforderungen und die Zinszahlungen 

von risikoabsorbierenden Kapitalinstrumenten, 

die von der FINMA als risikoabsorbierende Kapi-

talinstrumente zur Anrechnung an das risikotra-

gende Kapital gemäss Art. 9a nVAG oder zur Be-

rücksichtigung im Zielkapital gemäss Art. 9a 

nVAG genehmigt sind, werden im Konkurs 

nachrangig gegenüber allen nicht nachrangigen 

Forderungen und allen nicht an das risikotra-

gende Kapital gemäss Art. 9a nVAG anrechen-

baren oder im Zielkapital gemäss Art. 9a nVAG 

berücksichtigbaren nachrangigen Forderungen 

befriedigt (Art. 54a ter nVAG). 

Abgesehen vom gebundenen Vermögen gibt es 

danach auch eine Privilegierung der Versicher-

ten in der Gläubigerhierarchie nach SchKG. For-

derungen der Versicherten aus Versicherungs-

verträgen werden im Konkurs zwar grundsätz-

lich der zweiten Klasse zugeordnet, werden aber 

erst nach Erfüllung aller anderen Forderungen 

der zweiten Klasse aus der Konkursmasse be-

friedigt. Unter den ungedeckten Forderungen 

aus Versicherungsverträgen werden zunächst 

diejenigen befriedigt, für die ein gebundenes 

Vermögen nach Art. 17 nVAG zu bilden ist, und 

erst dann diejenigen, für die keines zu bilden ist 

(Art. 54a Abs. 1 nVAG). 

Verbindlichkeiten, die das VU während der 

Dauer der von der FINMA angeordneten Mass-

nahmen oder während eines Sanierungsverfah-

rens mit der Genehmigung der FINMA oder ei-

nes von dieser eingesetzten Beauftragten ein-

gehen durfte, werden im Fall einer Konkursliqui-

dation des VU vor allen anderen befriedigt (Art. 

54b bis nVAG). Diese Forderungen werden da-

mit den Masseverbindlichkeiten im Konkurs 

gleichgesetzt. Diese Privilegierung erleichtert 

die Weiterführung der Gesellschaft im Sanie-

rungsverfahren.  

Beschwerdeverfahren 

Bei Insolvenzmassnahmen können die Gläubi-

ger und Eigner eines VU oder einer wesentlichen 

Gruppen- oder Konglomeratsgesellschaft ledig-

lich Beschwerde führen gegen die Genehmigung 

des Sanierungsplans, gegen Verwertungshand-

lungen sowie gegen die Genehmigung der Ver-

teilungsliste und der Schlussrechnung (Art. 54e 

nVAG).  

Mit einer Beschwerde gegen die Genehmigung 

des Sanierungsplans kann nach dem Gesetz we-

der die Aufhebung noch die Anpassung des Sa-

nierungsplans und damit auch keine Rücküber-

tragung von Aktiven, Passiven und Vertragsver-

hältnissen verlangt werden. Dadurch soll ge-

währleistet werden, dass eine Sanierung im In-

teresse aller Beteiligten zeitgerecht und als Ge-

samtes durchgeführt werden kann (Botschaft, 

S. 9034). Bei einer Gutheissung der Be-

schwerde kann das Gericht nur eine Entschädi-

gung zusprechen. Dabei erfolgt die Entschädi-

gung in der Regel durch Zuteilung von Aktien, 

anderen Beteiligungsscheinen, Optionen oder 

Besserungsscheinen (Art. 54d nVAG). Auf diese 

Weise wird die Weiterführung des sanierten VU 

nicht verunmöglicht, indem das neue Kapital 

unmittelbar für Entschädigungszahlungen ver-

wendet wird (Botschaft, S. 9034). 

Gruppen und Konglomerate 

  

Aufsichtsinstrumente 

Wie bereits unter geltendem Recht wird im re-

vidierten Recht bestimmt, dass die Gewährsper-

sonen auf Stufe Versicherungsgruppe einen gu-

ten Ruf geniessen und Gewähr für eine ein-

wandfreie Geschäftstätigkeit bieten müssen. 

Des Weiteren muss auch die Versicherungs-
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gruppe selbst Gewähr für eine einwandfreie Ge-

schäftstätigkeit bieten (Art. 67 Abs. 1 und 2 

nVAG).  

Die Versicherungsgruppe muss auf eine Weise 

organisiert sein, dass sie insbesondere alle we-

sentlichen Risiken erfassen, begrenzen und 

überwachen kann (Art. 67 Abs. 3 nVAG). Der 

Verweis auf das qualitative Risikomanagement 

ist damit umfassend. Es betrifft alle Aspekte, die 

auch in der Einzelaufsicht relevant sind, über-

tragen auf die Gruppenstufe (Risikomanage-

ment, interne Überwachung der Geschäftstätig-

keit, Sicherstellung der Kontrollfunktionen und 

der aktuariellen Funktion und Verantwortung 

auf Gruppenstufe) (Botschaft, S. 9037). 

Versicherungsgruppen sind verpflichtet, Stabili-

sierungspläne im Sinne von Art. 22a nVAG zu 

erstellen. Mit der Erstellung eines umfassenden 

Stabilisierungsplans entfällt die Pflicht für die 

VU der Gruppe, weitere Pläne zu erstellen (Art. 

67 Abs. 4 nVAG). Im Rahmen der Prävention 

soll so sichergestellt werden, dass Versiche-

rungsgruppen Vorkehrungen treffen, wonach 

ihre Einheiten in der Lage sind, beim Auftreten 

finanzieller Probleme adäquat reagieren zu kön-

nen (z.B. Reduktion der Risiken). Diese Mass-

nahmen sind von der Versicherungsgruppe 

selbst zu treffen (Botschaft, S.  9037 f.).  

Die FINMA kann Auflösungspläne (resolution 

plans) für Versicherungsgruppen erstellen. Da-

rin legt sie dar, wie eine von ihr angeordnete 

Sanierung oder Liquidation der Versicherungs-

gruppe durchgeführt werden soll. Erstellt die 

FINMA einen umfassenden Auflösungsplan für 

die Versicherungsgruppe, erübrigen sich weiter 

Pläne (Art. 67 Abs. 5 nVAG). Der Verordnungs-

entwurf enthält verschiedene Detailbestimmun-

gen zu den Auflösungsplänen (Art. 197a ff. E-

AVO).  

Die Instrumente der Konglomeratsaufsicht sind 

die gleichen wie jene der Gruppenaufsicht (Art. 

75 nVAG).  

Gruppensolvabilität 

Neben den einzelnen VU muss auch eine Versi-

cherungsgruppe als Ganzes die Vorschriften zur 

Solvabilität gemäss Art. 9-9c nVAG erfüllen. Sie 

muss über eine ausreichende Solvabilität verfü-

gen (Art. 69 nVAG). Auf diese Weise ist sicher-

gestellt, dass das gesamte risikotragende Kapi-

tal der Versicherungsgruppe jederzeit ausreicht, 

um die Risiken, denen die Versicherungsgruppe 

ausgesetzt ist, abzudecken (Botschaft, S. 

9038). Der Verordnungsentwurf enthält ver-

schiedene Detailbestimmungen zur Gruppensol-

vabilität, insbesondere auch zu den risikoabsor-

bierenden Kapitalinstrumenten und deren An-

rechnung im konsolidierten Gruppen-SST (Art. 

198 ff. E-AVO).  

Für Versicherungskonglomerate gilt dieselbe 

Regelung wie für Versicherungsgruppen (Art. 77 

nVAG).  

Auskunfts- und Meldepflicht 

Die Auskunfts- und Meldepflicht nach Art. 29 

FINMAG gilt auch für wesentliche Gruppenge-

sellschaften sowie für natürliche und juristische 

Personen, die im Rahmen einer Auslagerung 

wesentliche Funktionen für wesentliche Grup-

pengesellschaften erbringen (Art. 71 nVAG; 

Botschaft, S. 9038).  

Geschäftsplan 

Änderungen bei den mit der Oberleitung, Auf-

sicht, Kontrolle und Geschäftsführung betrauten 

Personen auf Stufe der obersten Konzerngesell-

schaft der Gruppe sind der FINMA zur Genehmi-

gung zu unterbreiten. Für die übrigen wesentli-

chen Gruppengesellschaften nach Art. 2a nVAG 

kann die FINMA eine entsprechende Genehmi-

gungspflicht anordnen (Art. 71bis nVAG). 

Dieselbe Regelung gilt für Versicherungskonglo-

merate (Art. 79bis nVAG).  

Dokumentenherausgabe 

  

Herausgabeanspruch 

Für eine effektive Rechtsdurchsetzung ist genü-

gende Kenntnis über eine Geschäfts- und 

Rechtsbeziehung vorausgesetzt. Dementspre-

chend ist im Gesetz in Anlehnung an das FIDLEG 

(Art. 72 und 73) vorgesehen, dass die VN und 

die versicherten Personen einen Anspruch auf 

Herausgabe einer Kopie des Kundendossiers so-

wie sämtlicher Dokumente haben, welche der 

Versicherungsvermittler oder das VU im Rah-

men der Geschäftsbeziehung erstellt hat (Art. 

80 nVAG; Botschaft, S. 9039).  

Verfahren 

Ein Herausgabegesuch ist schriftlich oder in an-

derer Textform zu stellen. Das VU oder der Ver-

sicherungsvermittler lässt dem VN oder der ver-

sicherten Person innert 30 Tagen nach Erhalt 

des Gesuchs unentgeltlich eine Kopie des be-

treffenden Dokuments zukommen (Art. 81 Abs. 

1 und 2 nVAG sowie Art. 119a E-AVO).  
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Strafbestimmungen 

  

Weniger Strafen im Aufsichtsrecht 

Es wird dem durch das Parlament beim FIDLEG 

verfolgten Grundsatz Rechnung getragen, dass 

im Finanzmarktaufsichtsrecht die Gewährleis-

tung rechtmässigen Verhaltens im Wesentlichen 

und soweit möglich über die Instrumente des 

Aufsichtsrechts erfolgen soll und nicht über 

Strafbestimmungen (Botschaft, S. 9049 und 

9050). Dementsprechend sollen die Strafbe-

stimmungen im Rahmen der Gesetzesrevision 

im Allgemeinen reduziert werden.   

Übertretungen 

Die Bussenhöhen sollen reduziert werden. Bei 

vorsätzlicher Tatbegehung wird die Bussandro-

hung von CHF 500'000 auf CHF 100'000 redu-

ziert. Bei fahrlässiger Tatbegehung erfolgt eine 

Reduktion der Bussandrohung von CHF 150'000 

auf CHF 50'000 (Art. 86 nVAG).  

Die heutigen Buchstaben a (fehlender Beitritt 

zum Nationalen Versicherungsbüro und zum 

Nationalen Garantiefonds), c (Berichte nicht 

fristgerecht einreichen), d (Rückstellungen 

nicht bilden) und f (gegen ordnungsgemässen 

Vollzug der Schadenregulierung in MFZ-Versi-

cherung verstossen) werden aufgehoben (Art. 

86 nVAG).  

Art. 86 Abs. 1 lit. a nVAG stellt die Verletzung 

von Informationspflichten durch Unternehmen 

unter Strafe, die nach Art. 2c nicht der Aufsicht 

unterstehen.  

Art. 86 Abs. 1 lit. b nVAG stellt die Verletzung 

der Mitteilungspflicht nach Art. 21 VAG (Beteili-

gungen) unter Strafe, weil davon nicht nur Be-

aufsichtigte, sondern auch an VU beteiligte Per-

sonen betroffen sind.  

Art. 86 Abs. 1 lit. c nVAG stellt die Verletzung 

der Informationspflichten nach den Art. 14a 

Abs. 2, 45 und 45a Abs. 2 und 45b nVAG (Of-

fenlegung von Interessenkonflikten und Infor-

mationspflichten der Versicherungsvermittler) 

unter Strafe. Damit soll insbesondere auch der 

Status der Versicherungsvermittler strafrecht-

lich geschützt bleiben (Botschaft, S. 9049 f.).  

Vergehen 

Das unterlassene oder verspätete Vorlegen oder 

Mitteilen von Änderungen des Geschäftsplans 

wird neu nicht mehr unter Strafe gestellt (Auf-

heben des heutigen Art. 87 Abs. 1 lit. b VAG). 

Davon unberührt bleibt die Strafbarkeit nach 

Art. 44 FINMAG im Fall einer Versicherungstä-

tigkeit ausserhalb des bewilligten Bereichs (Bot-

schaft, S, 9050).  

Abkürzungsverzeichnis  

  

AVO Verordnung über die Beaufsichtigung 
von privaten Versicherungsunterneh-
men von 2005 (Versicherungsauf-
sichtsgesetz) 

BBl Bundesblatt 
BIB Basisinformationsblatt 
E-AVO Entwurf der geänderten AVO von 2022 
FIDELG Bundesgesetz über die Finanzdienst-

leistungen von 2018 
FINMA Eidgenössische Finanzmarktaufsicht 
FINMAG Bundesgesetz über die Eidgenössische 

Finanzmarktaufsicht von 2007 
MFZ Motorfahrzeug 
nVAG revidiertes Versicherungsaufsichtsge-

setz von 2022 
OR Schweizerisches Obligationenrecht 

von 1911 
SchKG Bundesgesetz über Schuldbetreibung 

und Konkurs von 1889 
SST Swiss Solvency Test  
VAG Bundesgesetz betreffend die Aufsicht 

über die Versicherungsunternehmen 
von 2004  

VN Versicherungsnehmer 

VU Versicherungsunternehmen 
VVG Bundesgesetz über den Versiche-

rungsvertrag von 1908, teilrevidiert 
am 19. Juni 2020 
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